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Der Antikriegstag 1967 stand zu Recht im Zeichen des Protestes gegen den
Krieg in Vietnam. Die Gefahr, die von diesem grausamen Aggressionskrieg

der USA gegen das vietnamesische Volk für den Frieden in der Welt ausgehl,
wird immer akuter. Die Erklärung des US-Kriegsministers McNamara, daß der
Bombenterror gegen Nordvietnam das vietnamesische Volk nicht zur Kapitulation
zwingen kann, macht die Gewissenlosigkeit deutlich, mit der die Johnson-
Administration dennoch die Eskalation ihres Ausrottungskrieges betreibt. Doch
auf der anderen Seite formieren sich in den USA jene, die diesen Krieg beendet
sehen wollen, der ihr Land in die moralische Isolierung getrieben und den von
Johnson so groß angekündiglen „Feldzug gegen die Armut“ abgestoppt hat,
bevor er überhaupt begann. Es gibt für sie keine Zweifel über den Zusammen-
hang zwischen dem Krieg der USA in Vietnam und dem mit Brutalität unter-
drückten Aufstand der Negerbevölkerung, die in den Gettos der amerikanischen
Großstädte bei allem beispiellosen Reichtum des Landes in Armut und Elena
verkommt.

Man kann es nur als verantwortungs-

Antikriegsfag:
Frieden

los bezeichnen, wenn der aus den USA
zurückgekehrte Bundeskanzler Kie-
singer auf die Frage nach der Haltung
der Bundesregierung zum Vietnam-
Problem erklärte, daß die Bundesregie-
rung nicht daran denke, das Vorgehen

für Vietnam
der USA in Vietnam moralisch zu
kritisieren, und sie im Gegenteil die
Anstrengungen der USA für „Frieden
und Freiheit in der Welt“ würdige und
respektiere. Der sogenannte christliche
Politiker Kiesinger befindet sich dabei

in einem absoluten Gegensatz beispielsweise zum Zentralausschuß des Welt-
kirchenrates, der für die von ihm vertretenen Christen in 90 Ländern die USA
aulgeiordert hat, ihre Truppen aus Vietnam zurückzuziehen, um einen „ent-
scheidenden Beitrag zum Frieden in Vietnam“ zu leisten. Es muß aber die
Gewerkschafter empören, daß die sozialdemokratischen Minister, zum großen
Teil Mitglieder der Gewerkschaften, die Erklärung Kiesingers unwidersprochen
ließen, obwohl der Deutsche Gewerkschaftsbund auf seinem letzten ordentlichen
Bundeskongreß einen einstimmig angenommenen ernsten Appell an die Bundes-
regierung gerichtet hat, alle „politischen und diplomatischen Möglichkeiten zu
nutzen, die dazu beitragen können, den grausamen Krieg in Vietnam zu
beenden“.

In einem Artikel zum 1. September, der in der „Welt der Arbeit“ veröffentlicht
worden ist, schreibt der DGB-Vorsitzende Ludwig Rosenberg zur Kriegsgefahr:
„Es gibt Zeiten, in denen das Grauen solche Formen annimmt, daß nicht die
Vernunft allein, sondern die Furcht Hoffnung auf eine Chance zum Guten gibt.“
Es wäre jedoch ein fragwürdiger Friede, der sich auf die Furcht gründet. Sicherer
ist der Friede, der getragen wird von dem Willen und der Entschlossenheit der
Millionen organisierter Gewerkschafter, ihre Regierungen zu einer Politik zu
zwingen, die Kriege unter den zivilisierten Völkern unmöglich macht. sr
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„Liberal" heißt eine Monatszeitschrift
der FDP, die sich bislang höchsten
Wohlwollens der Bundesregierung er-
freute, was darin zum Ausdruck
kommt, daß sie jährlich mit 30 000 DM
aus dem sogenannten Reptilienfonds
des Bundespresseamtes subventioniert
wurde.

Damit ist es nun aus, denn in der
letzten Nummer der FDP-Zeitschrift
heißt es über unseren doch so attrak-
tiven Bundeskanzler: „Es gibt zu Kie-
singer keine Alternative mehr ... Wir
müssen sein welkes, schöngeistiges
Lächeln teuer bezahlen und werden
nicht einmal die Genugtuung erleben,
daß diesem Kanzler das Lächeln ver-
geht." Das sei, so der Reptilienfonds-
verwalter und Regierungssprecher Ah-
lers, in die „menschliche Substanz" des
Herrn Bundeskanzlers eingegriffen.

Vor einem halben Jahr noch war Ahlers
„Spiegel“-Redakteur und gar nicht so
pingelig. okolus



Fehlkalkulation der Nofsfandsinitiaforen

Vertrauensvorschuß für Große Koalition aufgebraucht

Basis der Notstandsgegner breiter als jemals zuvor

Seit elf Jahren versucht die CDU/CSU als die Partei der in der Bundesrepublik
herrschenden Kreise der Industrie und der Hochfinanz, die Notstandsgesetze
dem Volke aufzuzwingen. Diese scheiterten bisher am Widerstand breiter Schich-
ten unseres Volkes und nicht zuletzt der Gewerkschaften. Zwar ist es der CDU/
CSU gelungenen der letzten Legislaturperiode eine Reihe sogenannter einfacher
Notstandsgesetze vom Bundestag beschließen zu lassen: die Sicherstellungs-
gesetze mit den Eingriffsermächtigungen zur Organisierung der Wirtschaft nach
den Erfordernissen eines modernen Krieges und die „Schutzgesetze“ zur Erfas-
sung der Bevölkerung und ihrer psychologischen Formierung auf den Ernstfall
hin. Doch zur Fortsetzung der Militärpolitik und des antisozialen Kurses fehlt
am Notstandskomplex als das Entscheidende immer noch die Möglichkeit der
Einschränkung demokratischer Grundrechte, besonders in bezug auf die Gewerk-
schaften und ihren Kampf um die sozialen Forderungen der Arbeitnehmer sowie
die allgemeine Ermächtigung der Exekutive über das Parlament hinweg. Darum
besonders geht es bei der Notstandsverfassung, die nur mit einer Zweidrittel-
Mehrheit des Bundestages verwirklicht werden kann.

Zunehmende Ablehnung der Gewerk-
schaften und mit ihr großer Teile der
Intelligenz haben die zwei Versuche
der Innenminister Schröder und Hö-
cherl zunichte gemacht. Das zweite
Kabinett Erhard hatte schon gar nicht
mehr gewagt, mit neuen Notstands-
entwürfen vor das Parlament zu tre-
ten. Einen neuen Anlauf konnte erst
die Regierung Kiesinger/Brandt wa-
gen. Die Verabschiedung der verfas-
sungsändernden Notstandsgesetze ge-
hört zu dem Regierungsprogramm, auf
das sich die CDU/CSU mit Wehner
vor dem Eintritt der Sozialdemokraten
in die Regierung geeinigt hatte.

Zweifellos rechneten die Regierungs-
macher damit, daß der Vertrauensvor-
schuß, den die Regierung der Großen
Koalition von der Bevölkerung ein-
geräumt erhielt, nicht nur eine relativ
leichte parlamentarische Erledigung
des Gesetzes möglich machen werde,
sondern daß darüber hinaus die Tat-
sache der großen Mehrheit der Regie-
rungsparteien im Bundestag die Not-
standsgegner außerhalb des Parlamen-
tes entmutigen würde. Es war darum
konsequent, daß die Regierung der
Großen Koalition nach ihren ersten
Maßnahmen zur „Krisenbewältigung"
durch ihre fragwürdige Finanz- und
Wirtschaftspolitik einen neuen Ver-
such unternahm, um die Notstands-
verfassung unter Dach und Fach zu
bringen.

Der neue Vorstoß der Notstandspoli-
tiker fällt mit einer Entwicklung zu-
sammen, die immer deutlicher zeigt,
daß die Politik der Großen Koalition
schon an den Grenzen ihrer Möglich-
keiten angelangt ist. Das Kabinett
Kiesinger/Brandt ist nicht in der Lage,
die Finanz- und Wirtschaftskrise zu
lösen und eine Änderung ihrer Außen-
politik sowie eine Normalisierung
ihrer Beziehungen zu den Staaten des
sozialistischen Lagers herbeizuführen.
Im Gegenteil: Der Versuch, den alten
Kurs des Wettrüstens forlzusetzen und 

dafür das Volk zahlen zu lassen, führt
immer tiefer in die Schwierigkeiten
und verschärft die Spannungen, an-
statt sie zu beseitigen.

Der Finanzbedarf für die Rüstung, die
weiterhin auf eine aggressive Außen-
politik abgestimmt ist, und der Ge-
winnanspruch der Konzerne und Mo-
nopole einerseits und die Leistungs-
fähigkeit der Wirtschaft sowie die
sozialen Bedürfnisse der arbeitenden 
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DGB-Kundgebungen gegen
Nofsfandspläne

Der Deutsche Gewerkschaftsbund hat
in einer Sitzung von Bundesvorstand
und Bundesausschuß die Durchführung
einer zentralen Kundgebung gegen
die Notstandsgesetze im Monat Ok-
tober beschlossen. Anschließend sol-
len regionale Kundgebungen zu der
gleichen Frage und mit der gleichen
Tendenz in den Landesbezirken des
DGB statthnden. Wie der Bundesvor-
stand ausdrücklich betont, handelt es
sich dabei um reine DGB-Veranstal-
tungen, die nicht im Zusammenwirken
mit anderen Organisationen durchge-
führt, wohl aber in bezug auf die Teil-
nahme auch anderen Gegnern der Not-
standsgesetze offenstehen werden.
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Bevölkerung andererseits klaffen im-
merweiter auseinander. Je schwieriger
die Probleme aber werden, um so mehr
geraten die Notstandspolitiker in eine
Situation des „Jetzt oder nie" und
wird deutlicher, was in Wirklichkeit
hinter ihren Plänen steht. In demsel-
ben Maße, wie ihr Verlangen nach der
Notstandsverfassung als Bestandteil
einer auf die Zerstörung der demo-
kratischen Grundrechte zielenden Poli-

tik steigt, wädist das L*. *>auen dc
Bevölkerung gegenüben- cu.-r Kcgierunc
der Großen Koalition.

Die Bewegung gegen die Notstands-
gesetze ist heute, entgegen den Be-
fürchtungen vieler, die von der Gro-
ßen Koalition eine Lähmung erwartet
hatten, breiter und fundierter als zu-
vor. Das zunehmende Interesse in den
Gewerkschaften, die Zusammenarbeit
zwischen Gewerkschaften und Ange-
hörigen der Intelligenz, die lebhafte
Diskussion in den Ortsvereinen der
SPD und die Forderung nach einem
außerordentlichen Parteitag der So-
zialdemokratischen Partei zur Frage
der Notstandsgesetze, zeigen, daß die
Voraussetzungen, unter denen sich der
Kampf gegen die Notstandsgesetze
vollzieht, besser und günstiger ge-
worden sind.

Von besonderer Bedeutung ist in die-
sem Zusammenhang das einstimmig
gefaßte Nein des DGB-Bundesaus-
schusses. Auch in jenen Gewerkschaf-
ten, die noch beim Bundeskongreß in
Berlin gegen eine grundsätzliche Ab-
lehnung der Notstandsgesetze stimm-
ten, hat inzwischen die Auffassung an
Boden gewonnen, daß unter den
augenblicklichen politischen Verhält-
nissen in der Bundesrepublik demo-
kratische Notstandsgesetze — wenn
es so etwas überhaupt geben könnte —
nicht zu erwarten sind. Damit hat sich
der DGB als stärkste Kraft innerhalb
der Bewegung an die Spitze der Not-
standsgegner gestellt und wirkt ent-
schiedener als bisher als Stütze aller
in derNotstandsopposition zusammen-
stehenden Kräfte.

Worum geht es den Verfassern und
Verteidigern der Nolstandsgesetzent-
würfe? Geht es ihnen wirklich um die
Vorsorge für den Notfall? Sie behaup-
ten zwar, es sei besser, wenn diese
Gesetze nicht angewendet zu werden
brauchten, aber auch die friedlichste
Politik sei kein Garant gegen den
Krieg.

Dazu muß man aber fragen, warum
die Nolstandspolitiker dann nicht zu-
erst danach streben, alle ungenutzten
Möglichkeiten wahrzunehmen, die
Spannungen in Europa abzubauen, um
kriegerische „Notfälle" zu vermeiden.
Warum erkennt die Bundesregierung,
die einen neuen Notstandsgesetzent-
wurf vor das Parlament gebracht hat,
nicht die bestehenden Grenzen in Eu-
ropa endgültig und unmißverständlich
an? Warum verzichtet sie nicht dar-
auf, den Abschluß eines Atomwaffen-
sperrvertrages weiter zu hintertrei-
ben, warum bekennt sich sich nicht
endlich dazu, mit dem zweiten deut-
schen Staat, der DDR, durch seine An-
erkennung ein normales Verhältnis
herzustellen?

Um den von den Notstandsverfechtern
angeblich befürchteten Notstandsfall
zu verhindern, wäre der Verzicht auf
eine aggressive Außenpolitik und der
Abbau der Rüslungskoslen ein geeig-
netes Mittel, denn damit könnte der
Bundeshaushalt entlastet und die kri- 



rc-i! afte Entwicklung der Wirtschaft
gi->ioppt weiden. Gleichzeitig wäre
damit eine Entspannung der äußeren
Beziehungen der Bundesrepublik, be-
sonders mit den Ländern Osteuropas,
zu erreichen.

Die Behauptung, die Notstandsgesetze
dienten der Vorsorge für den Notfall,
ist unglaubwürdig, solange die Regie-
rung Kiesinger/Brandt eine Politik
macht, die eine ständige Quelle von
inneren und äußeren Spannungen dar-
stellt. Die Notstandsgesetze aber als
Instrument einer solchen Politik haben
nichts mit Vorsorge für den Notfall zu
tun, sie sind im Gegenteil dazu an-
getan, Spannungen zu erhöhen und
Notstände heraufzubeschwören

Die Sowjet-Union hat bereits durch
eine Erklärung auf die Besorgnisse
hingewiesen, die die Notstandsgesetze
bei den ehemaligen Kriegsgegnern
Deutschlands hervorrufen. Sie beruft
sich dabei auf das Potsdamer Abkom-
men, das die Bundesregierung bis zum
Zustandekommen einer Friedensrege-
lung völkerrechtlich verpflichtet, sich
militaristischer und antidemokratischer
Maßnahmen zu enthalten. Die Bundes-
regierung hat diese Stellungnahme als
massiven Eingriff in ihre eigenen An-
gelegenheiten bezeichnet; die Not-

Der DGB hat den vorliegenden Ent-
würfen einer Notstandsverfassung
eine kompromißlose Absage erteilt.
Zugleich fordert er, daß im Zusam-
menhang mit der Beratung der Not-
standsverfassung die sogenannten ein-
fachen Notstandsgesetze aufgehoben
werden. Die Kritik des DGB konzen-
triert sich auf folgende Punkte:

a) Grundrechtseinschränkungen

Der DGB wendet sich mit Entschieden-
heit gegen

die Einführung einer allgemeinen zi-
vilen Dienstpflicht, die durch Verän-
derung von Art. 12 bereits im Frieden
möglich sein soll (Verletzung des
Grundrechts auf freie Wahl von Beruf
und Arbeitsplatz). Der DGB sieht dar-
in die Absicht einer „zentralistischen
und nahezu totalen Erfassung und
Verplanung des Arbeitskräftepoten-
tials des Volkes bereits in Friedens-
zeiten";

die Gefährdung des Streikrechts durch
die Dienstverpflichtung entsprechend
Art. 12 und die darauf gegründete An-
wendung der sogenannten einfachen
Notstandsgesetze (wie Zivilschutz-
korpsgesetz, Selbstschutzgesetz, Ver-
kehrssicherstellungsgek'etz u. a.). Der
DGB widerspricht der Behauptung der
Regierung, das Streikredit werde
durch die vorgesehene Bestimmung in
Art. 91 gewährleistet, nach der Streit-
kräfte nicht bei Arbeitskämpfeu ein-
zusetzen seien. Das Streikrecht w£re 

standsgegner aber haben keinen
Grund, sich dagegen zu wenden, daß
außerhalb unseres Landes die gleichen
Besorgnisse um die Erhaltung des
Friedens geäußert werden wie im
eigenen Land.

Der Deutsche Gewerkschaftsbund und
de in ihm zusammengeschlossenen
Gewerkschaften sehen in den Not-
standsgesetzen mit seinen Grundrechts-
einschränkungen und Eingriffen in die
Verfassungsstruktur die gefährliche
Tendenz, die Demokratie in der Bun-
desrepublik langsam, aber sicher aus-
zuhöhlen und sie endlich zu zerstören.
Er kommt daher in Übereinstimmung
mit allen Kräften, die in der Bewe-
gung „Notstand der Demokratie" den
Kampf gegen die Notstandsgesetze
führen, zu dem Ergebnis, daß die
geplante Notstandsverfassung den
„Grundwertvorstellungen" unserer
Verfassung widerspricht. Wer es also
ernst mit der Sicherung der Grund-
gesetze meint, wer, wie die Gewerk-
schaften, mit Recht die Anwendung
demokratischer Grundsätze auch in der
Wirtschaft fordert, darf im Wider-
stand gegen die Notstandsgesetz-
gebung nicht nachlassen, sondern muß
der Bewegung „Notstand der Demo-
kratie" mit neuen Impulsen und ver-
stärkter Anstrengung in ihrem Kampf
weiterhelfen. H. Seeger 

allein schon durch die Dienstverpflich-
tung gefährdet;

die beabsichtigte Regelung zur Be-
schränkung des Post- und Femmelde-
geheimnisses, besonders gegen die
Absicht, eine Überwachung dem be-
troffenen Staatsbürger nicht mitzutei-
len und für ihn einen Rechtsweg über
die Gerichte auszuschließen. Das wi-
derspreche „elementaren rechtsstaat-
lichen Grundsätzen" und verletze Ar-
tikel 13 der Konvention des Europa-
rates zum Schutze der Menschenrechte
und Grundfreiheiten.

b) Entrechtung des Parlaments

Der DGB wendet sich gegen die Ab-
sicht der Regierung, mit dem von ihr
als Kernstück der Notstandsverfassung
bezeichneten „Gemeinsamen Aus-
schuß" ein neues Verfassungsorgan zu
schaffen, das dem Parlament gegenüber
Sonderrechte besäße und als ein In-
strument der Regierung funktionieren
würde: er wäre nach seiner Zusam-
mensetzung, die die Parlamentsoppo-
sition ausschließen kann, und nach
seiner Funktion „ein mit den Grund-
sätzen und der Struktur unserer Ver-
fassung nicht zu vereinbarendes Ge-
heimgremium einzelner Personen au-
ßerhalb demokratischer Publizität".

Der DGB kritisiert besonders das Recht
des Ausschusses, die Regierung mitten
im Frieden zu legitimieren, Aus-
nahmerecht in Kraft zu setzen und so 

die vom Parlament zu treffende Fest-
stellung des Zustandes der äußeren
Gefahr zu umgehen,- ferner die Mög-
lichkeit der Selbstentmachtung des
Parlaments durch Übertragung seiner
Gesetzgebungsbefugnisse auf den ge-
meinsamen Ausschuß bei voller Funk-
tionsfähigkeit von Bundestag und Bun-
desrat.

Der DGB kommt zu dem Schluß: „Eine
parlamentarische demokratische Oppo-
sition wird nach der Zusammenset-
zung und der Struktur des Gemein-
samen Ausschusses kaum noch eine
ernstzunehmende Lebensmöglichkeit
haben."

c) Ermächtigungen

Der DGB wendet sich gegen die Ver-
wischung des „Spannungsfalles" mit
dem bisher zutreffend verwendeten,
in das Grundgesetz mit der Wehr-
verfassung aufgenommenen Begriff
des „Verteidigungsfalles". Er verweist
auf die Tendenz des Entwurfs, unter
Umgehung des Parlaments bereits in
Spannungszeiten unter dem Begriff
des „Zustandes der äußeren Gefahr"
Kriegsrecht in Kraft zu setzen.

Der DGB wendet sich gegen diese in
Art. 91 vorgesehene Ermächtigung der
Regierung bei „inneren Notständen".
Damit sei „ohne zulängliche Sach-
gründe die Möglichkeit militärischer
Aktionen zu innenpolitischen Zwecken'
eröffnet. Der DGB legt nahe, an solche
Absichten der Notstandplaner zu den-
ken, da für die Hilfe bei Naturkata-
strophen und schweren Unglücksfällen
ausreichende gesetzliche Regelung und
Mittel, einschließlich einer technischen
Hilfe der Bundeswehr, vorhanden sind
und die Möglichkeit eines bewaff-
neten Aufstandes der Zivilbevölkerung
nach Lage der Dinge praktisch nicht
in Frage komme.

Der DGB erklärt, daß über das gel-
tende Recht hinaus zusätzliche Rege-
lungen des sogenannten inneren Not-
standes nicht erforderlich seien.

Keine Mitwirkung beim
Betriebsselbsfschutx

Vor einer Mitarbeit der Betriebsräte
an der Verwirklichung des am 9. Sep-
tember 1965 verabschiedeten, aber bis-
her nicht in Kraft getretenen Selbst-
schutzgesetzes hat der Vorstand der
IG Metall in Rundschreiben an alle
Bezirksleitungen und Ortsverwaltun-
gen der Gewerkschaft gewarnt. Das
Selbstschutzgesetz ist eines der soge-
nannten „einfachen" Notstandsgesetze,
die seinerzeit unter Mitwirkung der
sozialdemokratischen Bundestagsfrak-
tion verabschiedet wurden.

Eine Mitarbeit an solchen Maßnah-
men, heißt es in dem Rundschreiben
der IG Metall, könne von den Betriebs-
räten und von den Arbeitnehmern in
Betrieb und Verwaltung nicht ver-
langt werden, weil dafür zur Zeit jeg-
liche Rechtsgrundlage fehle.

DGB-Standpunkt zur Notstandsfrage
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Schritte auf dem Wege der Vernunft

Springer und Sperner haben was gegen Ostkonfakfe

Haß und Vorurteile auch im eigenen Lande abbauen

Als im Mai 1966 die Delegierten des 7. Kongresses des Deutschen Gewerkschafts-
bundes in West-Berlin dem DGB-Bundesvorstand und den Gewerkschaften emp-
fahlen, „die Besudle der KZ-Gedenkstätte Auschwitz in Polen und der Gedenk-
stätte Lidice in der Tschechoslowakei fortzusetzen und zu ergänzen durch Infor-
mationen über die Arbeits- und Lebensbedingungen in diesen Ländern", da
begannen die „Ostkontakte“ der Gewerksdiaften gerade aus ihrem „anrüchigen"
Stadium herauszuwachsen, um zu einer selbstverständlichen Gepflogenheit zu
werden. Diese Entwicklung wurde am 10. Januar 1967 durch den Beschluß des
DGB-Bundesvorstandes, „Informationsreisen in die osteuropäischen Staaten" zu
gestatten, bestätigt und forciert. Bis in die Gegenwart haben der DGB und seine
Gewerkschaften bereits zahlreiche Verbindungen anknüpfen, Besuchsreisen
machen und Gastdelegationen aus dem Osten empfangen können. Aber schon,
da sich Richtigkeit und Nützlichkeit dieser ostpolitischen Aktivität der Gewerk-
schaften abzeichnen, beginnen sich ihre Gegner in aller Offenheit zu formieren.
Ihr Ziel ist, den Weg der Verständigung wieder zu verschütten.

Immer, wenn die westdeutsche Ge-
werkschaftsbewegung vernünftige
Schritte tut, sei es, um die Demokratie
zu verteidigen oder der Völkerver-
ständigung und dem Frieden zu die-
nen, wird sie aus einer bestimmten
Ecke unter Beschuß genommen. Das
war so im Frühjahr, als die Gewerk-
schaften sich anschickten, zusammen
mit dem DGB mehr Aktivität gegen
die Bonner Notstandsbestrebungen zu
entfalten; das war so in diesen Wo-
chen, als mit dem Besuch einer sowje-
tischen Gewerkschaftsabordnung in der
Bundesrepublik und der angekündig-
ten Teilnahme von DGB-Vertretern
auf dem kommenden sowjetischen Ge-
werkschaftskongreß diese neuen ge-
werkschaftspolitischen Ost - West - Be-
ziehungen ihren deutlichen Fortschritt
offenbarten. Im ersten Falle oblag es
einem Bruno Krammer, von einer
„Zerreißprobe im DGB" zu wunsch-
träumen, im zweiten Falle gab der IG
Bau-Angestellte Kuno Brandei das
Signal für ein diffamierendes Gezeter
gegen den DGB. In jedem Falle, wie
konnte es anders sein, eröffnete und
führte die CDU-konforme, gewerk-
schaftsfeindliche Presse Axel Cäsar
Springers die Kampagnen.

Es ist erfreulich, daß der DGB-Vorsit-
zende Ludwig Rosenberg diesen Quer-
schüssen der Entspannungsfeinde so-
fort und persönlich entgegengetreten
ist, um so in der Organisation und
vor der Öffentlichkeit klarzustellen,
auf welcher Seite er steht. Diese Ge-
spräche mit den Gewerkschaften in
kommunistischen Ländern Osteuropas
seien geeignet, Haß und Lüge abzu-
bauen, erklärte Rosenberg am 11. Au-
gust in der „Welt der Arbeit". In der
gleichen Nummer gab das DGB-Organ
seinen Lesern den Bericht der sowje-
tischen Gewerkschaftszeitung „Trud"
über den Aufenthalt der UdSSR-Ge-
werkschafter in der Bundesrepublik
ungekürzt zur Kenntnis. Wegen dieser
Veröffentlichung erfolgte neue An-
griffe gegen den DGB durch die Sprin-
gersche „Welt" konterte die „Welt
der Arbeit" am 25. August mit sar-
kastischer Schärfe.

Ebenso wie der DGB-Bundesvorstand
haben sich auch zahlreiche Mitglied-
gewerkschaften, wie die Gewerkschaft
ÖTV, die Deutsche Postgewerkschaft,
die Gewerkschaft Holz und Kunststoff,
die IG Metall, die IG Druck und Papier
und die IG Chemie-Papier-Keramik,
für die Fortsetzung und Ausweitung
dieser beiderseitigen Verbindungen
ausgesprochen und ausdrücklich den
Nutzen daraus bestätigt. In der Sep-
tember-Nummer der „Gewerkschafts-
post" beispielsweise schreibt der Vor-
sitzende der IG Chemie-Papier-Kera-
mik, Wilhelm Gefeller: „Das wichtig-
ste ist, daß wir endlich die Möglichkeit
haben, Vorurteile abzubauen, Ver-
gleiche zu ziehen und die Arbeit der
Gewerkschaften drüben, die sich von
uns grundsätzlich unterscheiden, ken-
nenzulernen . . . Wir werden diese
Kontakte weiter ausbauen, das heißt
auch zu weiteren Ostblockländern Be-
ziehungen aufnehmen und Delegatio-
nen zu uns einladen."

Wie aber soll man es bewerten, wenn
mitten hinein in dieses Konzert der
Übereinstimmung die schrillen Töne
des Vorsitzenden der IG Bau-Steine-
Erden, Rudolf Sperner, schmettern, der
gegenüber der „Welt" Wert auf die
Feststellung legt, daß seine Gewerk-
schaft in der Frage der Ostkontakte
die Haltung nicht ändere. Die IG Bau-
Steine-Erden unterhalte keine solchen
Kontakte und werde das auch künftig
nicht tun. Sperner teilte bei dieser
Gelegenheit auch mit, daß Kuno Bran-
dei nicht etwa auf einen anderen
Posten versetzt wurde, weil er die
antikommunistische Schmähschrift an
Rosenberg mit den Verdächtigungen
gegen die Ostpolitik des DGB geschrie-
ben habe, sondern weil er sie gegen
den Wunsch des Hauptvorstandes ab-
geschickt habe.

Wenn in den Vorgängen um Brandei
auch zum Ausdruck kommt, daß die
Position der Scharfmacher in der IG
Bau-Steine-Erden offenbar nicht unan-
gefochten ist, so bleibt doch die Tat-
sache, daß von dieser Seite immer
wieder eine einheitliche Gewerkschafts-

politik zu hintertreiben versucht wird.
So meinte Sperner auch betonen zu
müssen, daß es in der letzten DGB-
Ausschußsitzung nicht zu einer ein-
stimmigen Ablehnung der neuen Not-
standsgesetzesvorlage gekommen sei,
obwohl in den diesbezüglichen Ver-
öffentlichungen des DGB und der ein-
zelnen Gewerkschaftsorgane ausdrück-
lich von Einstimmigkeit gesprochen
wird.

Merkt man in der IG-Bau-Zentrale
eigentlich nicht, welchen Schaden sie
mit derlei verdeckten und offenen
Attacken in der westdeutschen Ge-
werkschaftsbewegung anrichtet? Merkt
man auch nicht, daß man in der Frage
der Ostbeziehungen nicht nur nicht auf
der Linie des DGB und der gemein-
samen Berliner Beschlüsse liegt, son-
dern in die gefährliche Nähe der
Rechtsextremisten gerät? Selbst die
CDU/CSU gibt vor, das Verhältnis zu
den osteuropäischen Ländern norma-
lisieren zu wollen. Kann es sich eine
Gewerkschaft von Arbeitern und An-
gestellten länger erlauben, noch rechts
von den bürgerlichen Parteien zu ste-
hen, rechts von der Wirtschaft, die seit
Jahren Kontakte pflegt, rechts von
Sport-und Jugendorganisationen — so
völlig daneben zu stehen?

Die Entwicklung der gewerkschaft-
lichen Ostkontakte zwingt aber noch
zu weiteren Überlegungen. Wir haben
es in den NACHRICHTEN schon oft
betont, doch man kann es vermutlich
nicht oft genug sagen: In dem Maße,
wie sich die Beziehungen zu den kom-
munistisch geführten Gewerkschaften
als nützlich und sinnvoll erweisen und
damit — trotz gegensätzlicher Ideo-
logie und Gesellschaftsordnung — der
Beweis für die Möglichkeit effektiver
Dialoge mit „den Kommunisten" er-
bracht ist, wird die Haltung des DGB
zum ostdeutschen FDGB immer frag-
würdiger.

Liest man den Artikel Ludwig Rosen-
bergs, in dem er die gewerkschaft-
lichen Entspannungsbestrebungen und
das Gespräch mit den Gewerkschaften
in den sozialistischen Ländern Ost-
europas verteidigt, so könnten lange
Passagen seiner Argumentation ebenso
auch der Begründung von Kontakten
zu DDR-Gewerkschaften dienen. Um
die Spaltung der Welt (aber doch wohl
auch des eigenen Landes?) erträglicher
zu machen, sei es notwendig, schreibt
Rosenberg, „Haß und Vorurteile ab-
bauen zu helfen, Klischeevorslellungen
auszuräumen und den Vorhang der
Lügen und Verdrehungen zu zerrei-
ßen". Und an anderer Stelle: „Wer
also vor Gesprächen Angst hat, wer
selbst mißtrauisch i»t und glaubt, daß
er Gefahr läuft, dabei zu unterliegen —
der überschätzt die Kraft der Dialek-
tik und unter«chätzt die Stärke seiner
eigenen Gesinnung. Diese Art Miß-
trauen ist Mangel an Selbstvertrauen."

Der DGB-Vorsitzende hält selbst nichts
von der Unwandelbarkeit einmal ge- 
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Mitbestimmung drüben

Aus der Betriebsarbeit des Gewerkschafters in der DDR berichtet Gerd
Siebert in seinem Taschenbuch

Die darin aufgezeichneten Einzelheiten über die a’ltägliche Gewerkschafts-
arbeit in der DDR sind einmalig in der Bundesrepublik. Zum erstenmal
erhält der Gewerkschafter bei uns die Möglichkeit zu sachlicher und ob-
jektiver Information über diesen Fragenkreis.
„Mitbestimmung drüben“, 120 Seiten, 12 Bildseiten, 4,20 DM, ab 10 Stück
(für Wiederverkäufer) 3,40 DM.

Zu beziehen durch: Gerd Siebert, 205 Hamburg 80, Harnackring 31.

faßter Vorsätze. „Was früher als die
einzig wirksame Methode des Verhal-
tens der westlichen Welt gegenüber
den Ostblockstaaten angesehen wurde,
was ohne Diskussion oder Überprü-
fung nahezu zum Fetisch erhoben war,
wurde und wird einer ständigen Über-
legung auf seine Wirksamkeit und
Richtigkeit unterzogen." Seit 1950,
stellt Rosenberg fest, habe sich einiges
in der Welt verändert, und man be-
wege sich außerhalb des Zeitgesche-
hens, wenn man solche Veränderun-
gen nicht beachtet. Gespräche würden
zwar an der Tatsache nichts ändern,
daß sich in unserer Zeit zwei grund-
verschiedene Welten gegenüberstün-
den. Aber man könne auch nicht
dauernd in einer Welt der eisernen
Vorhänge und Mauern leben und sich
lediglich auf eine Balance des Schrek-
kens und der atomaren Furcht verlas-
sen. Das Gespräch mache einseitige
Verhetzung unmöglich.

Man muß sich nach dem Lesen solcher
Gedankengänge deutlich in Erinnerung
rufen, daß sie nach Darstellung Lud-
wig Rosenbergs nur zutreffen, wenn
sie sich auf sowjetische, polnische,
tschechoslowakische, ungarische, bul-
garische und rumänische Kommu-
nisten und Gewerkschafter beziehen,
nicht aber auf deutsche. Wir meinen,
daß Rosenbergs Beweggründe für das
Gespräch im Grundsatz richtig sind
und darum ausnahmslos An-
wendung finden sollten. Was nützlich
ist für die Bundesrepublik und ihre
Arbeitnehmer, wenn man es jenseits
der Oder und Neiße tut, ist auch
nützlich, tut man es jenseits der Elbe.
Gespräche mit DDR-Gewerkschaftern
sind nicht weniger sinnvoll als Ge-
spräche mit deren sozialistischen
Freunden.

Natürlich weiß auch Ludwig Rosen-
berg, wissen die meisten Gegner von
Kontakten zum FDGB um diese Zwie-
spältigkeit. Sie wissen, daß sie sich
schwer tun, wenn sie glaubhaft ma-
chen wollen, warum sie sich aus einer
Schar von jahrzehntelang verketzer-
ten Gleichgesinnten nur einige her-
auspicken, mit denen sie reden. Man
wird immer fragen: Und was wird
mit den anderen, mit denen, die die
gleiche Sprache sprechen wie wir?
Darum hat man sich für sie einige 

spezielle Argumente ausgedacht, die
auch der DGB-Vorsitzende in seinem
Artikel geltend macht:

„Nicht umsonst fürchten gerade die,
die Mauern bauen und Minenfelder
legen, die Menschen nicht zueinander
kommen lassen wollen, das Gespräch.
Sie wissen, warum. Sie müssen das
Gespräch fürchten, denn niemand weiß
besser als sie selbst um die Schwäche
ihrer Argumente." Das sagt Ludwig
Rosenberg.

Einmal ist es offenkundig nicht wahr,
daß in der DDR — in diesem Falle
geht es um den FDGB — irgend je-
mand das Gespräch fürchtet. Aus-
gerechnet von dort, und das wissen
inzwischen längst auch politisch Un-
gebildete, kommt seit Jahr und Tag
das Angebot zu Gesprächen und Ver-
handlungen. Aber der DGB lehnt ab.
Wegen Mauer, Minenfeldern, Schieß-
befehl usw. Doch er war, bevor diese
häßlichen Dinge Realität wurden, auch
nicht zum Gespräch bereit. Ja, diese
Politik der Ignoranz, des Nicht-akzep-
tieren-Wollens von Tatsachen, führte
schließlich zu der versteinerten Lage,
die wir heute haben. Im übrigen bil-
ligen auch die dem FDGB befreun-
deten sozialistischen Gewerkschaften,
mit denen der DGB spricht, alle Grenz-
sicherungsmaßnahmen der DDR, ein-
schließlich der Berliner Mauer.

Ferner könne man mit dem FDGB
nicht reden, weil von dort „die Men-
schen in der Bundesrepublik Deutsch-
land ständig als Revanchisten, Faschi-
sten, kriegslüsterne Militaristen und
sonstwas noch hingestellt würden",
schreibt Rosenberg. Wer aber die Pro-
paganda des FDGB oder auch der SED
beobachtet, muß sich schon Augen
und Ohren verschließen, um nicht zu
bemerken, daß sie nicht „die Men-
schen“ in der Bundesrepublik, sondern
ganz bestimmte Leute mit derartigen
Attributen belegt. Es ist doch gerade
ein Wesensmerkmal kommunistischer
Propaganda, daß sie zwischen Volk
und Regierung, zwischen Arbeitneh-
merschaft und herrschender Klasse
einen scharfen Trennungsstrich zieht.
Uns scheint, daß die „Argumente" für
eine Ausklammerung des FDGB aus
den ostpolilischen Verständigungs-
bemühungen des DGB nicht der Weis-

heit letzter Schluß sind. Sie sind etwas
hergesucht. Es ist eben nicht so, daß
die genannten „häßlichen Dinge" dem
DGB die Kontaktaufnahme zum FDGB
unmöglich machen; vielmehr möchte
der geschäftsführende DGB-Bundes-
vorstand nicht das Deutschlandkonzept
der Bundesregierung stören, auch
nicht, obwohl dieses Konzept wirk-
lichkeitsfremd und gefährich ist, uns
in eine politische Sackgasse geführt
hat und dringend einer nachhaltigen
„Störung" bedarf.

Es liegt jedoch in der Natur der
Sache, daß sich das „Ausnahme-Tabu
FDGB" auf die Dauer nicht aufrecht
erhalten läßt. Dieses Tabu ist der
Wurm in den gewerkschaftlichen Ost-
kontakten. Und schon hört man deut-
liche Stimmen, vor allem von Gewerk-
schaftsjoumalisten, aber auch von
Spitzenfunktionären der Gewerkschaf-
ten, die das Tabu in Frage stellen. So
wiederholte der Vorsitzende der Ge-
werkschaft öffentliche Dienste, Trans-
port und Verkehr, Heinz Kluncker,
Mitte August in einem Rundfunkinter-
view seine schon früher einmal ge-
äußerte Überzeugung, daß man auf die
Dauer um den FDGB nicht herumkom-
men werde. Er halte Kontakte mit
DDR-Gewerkschaftern „in nächster Zu-
kunft“ für denkbar. Allerdings müß-
ten sich zuvor die DGB-Gewerkschaf-
ten über entsprechende Schritte ab-
stimmen.

Es reicht darum nicht mehr aus, wie
es im Initiativantrag 11 des 7. DGB-
Kongresses heißt, „daß menschliche
Begegnungen zwischen der Bundes-
republik und dem anderen Teil Deutsch
lands gefördert werden". Jetzt ist e
erforderlich, daß der DGB und die
Gewerkschaftsorganisationen auf der
gleichen Ebene Verbindungen zu den
DDR-Gewerkschaften herstellen, wie
sie zu Gewerkschaften in anderen
kommunistisch regierten Ländern
schon bestehen. Auf diese Weise wäre
es auch möglich, jene Verpflichtung
im Antrag I 11 besser zu realisieren,
die lautet: „Der DGB wird neben an-
deren Stellen in geeigneter Weise für
objektive Informationen und Bildung
in gesamtdeutschen Fragen sorgen."
Die Gewerkschafter in beiden deut-
schen Staaten haben durchaus manches
zu besprechen.

Ludwig Rosenberg schreibt, daß man
nicht dauernd in einer „Welt der
eisernen Vorhänge und Mauern" leben
könne. Aber er müßte auch wissen,
daß man sie nicht einfach fortwün-
schen kann. Wen Mauern und Vor-
hänge stören, der muß eine Politik
machen oder wenigstens an einer sol-
chen Politik mitwirken, die derart
drastische Mittel zur Dämpfung west-
lichen Größenwahns erübrigen. Auf
keinen Fall ist da in bezug auf die
DDR Ignoranz das rechte Verhalten;
nicht seitens der Bundesregierung,
nicht seitens des DGB. Das sollte be-
sonders jenen Querulanten gegen die
Schritte der Vernunft klargemacht
werden, von denen eingangs schon die
Rede war. Gerd Siebert
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Prochorow: „Wichtige Begegnung“

Sowjetischer Gewerkschaftsfunktionär zeigt sich zufrieden

Weiterer Gedankenaustausch mit DGB-Gewerkschaften

Der Besuch einer sowjetischen Gewerkschaftsdelegation in der Bundesrepublik
hat nicht nur hier, sondern ebenso auch in der Sowjet-Union bei den Gewerk-
schaften Erwartungen auf weitere Annäherung gestärkt. Es wäre zu wünschen,
daß dieser ersten Fühlungnahme zwischen westdeutschen und sowjetischen
Gewerkschaftern nun regelmäßig gegenseitige Besuche westdeutscher und
sowjetischer Gewerksdiafter folgen würden. Nachstehend veröffentlichen wir
einen Bericht des Sekretärs des Zentralrates der Gewerkschaften der Sowjet-
Union, Wassili Prochorow, dem Leiter der sowjetischen Gewerkschaftsdele-
gation, die beim Deutschen Gewerkschaftsbund zu Gast war:

DDR: 5-Tage-Woche I

Mit einem Sdilage kommt in der DDR
die arbeitende Bevölkerung in den
Genuß einer Regelung, die sie sich
in jahrelanger fleißiger Arbeit erwirt-
schaftet hat: die 5-Tage-Arbeitswodie.
Im Frühjahr 1967 hatte der VII. Partei-
tag der SED, neben anderen sozialen
Verbesserungen, die Einführung der
durchgehenden 5-Tage-Woche vorge-
schlagen: die Regierung setzte wenig
später den Termin auf den 26. August
1967 fest. Nachdem schon seit zwei
Jahren jeder zweite Sonnabend arbeits-
frei war, gilt diese neue Regelung für
alle Beschäftigten in Wirtschaft und
Verwaltung. Lediglich das Erziehungs-
und Gesundheitswesen bilden eine
Ausnahme; hier gelten zunächst noch
die alten Arbeitszeiten.

Gleichzeitig mit der Umstellung auf
die 5-Tage-Woche ist eine Verringe-
rung der wöchentlichen Arbeitszeit auf
42 bzw. 43s/4 Stunden bei Wechsel-
schicht- bzw. Normalarbeit wirksam
geworden, und zwar bei vollem Lohn-
und Gehaltsausgleich.

Die Einführung der 5-Tage-Woche in
der DDR kann nicht einfach mit der
5-Tage-Woche in der Bundesrepublik
verglichen werden. Bei uns ist die
5-Tage-Arbeitswoche in Tarifverträgen
und Betriebsvereinbarungen- fixiert:
sie gilt zur Zeit für etwa zwei Drittel
der Beschäftigten. Der Anspruch auf
zwei freie Tage in der Woche ist in
der DDR gesetzlich geregelt und gilt
praktisch, bis auf die genannten Aus-
nahmen, für die gesamte berufstätige
Bevölkerung.

Bemerkenswert ist in diesem Zusam-
menhang, daß der monatliche bezahlte
freie Haushaltstag für berufstätige
Hausfrauen und Mütter weiter be-
stehen bleibt.

Und noch eine andere Tatsache ver-
dient Beachtung, nämlich die, wie
diese tiefgreifende Neugestaltung der
Arbeitswoche und der Freizeit, die
Wirtschaft und Gesellschaft vor große
Probleme stellt, vorbereitet wurde:
Vertreter der Regierung und der
Gewerkschaften bildeten eine gemein-
same Kommission, um alle mit der
Einführung der 5-Tage-Woche auftre-
tenden Fragen und Schwierigkeiten
ausfindig zu machen und nach Lösungs-
möglichkeiten zu suchen. Dann wur-
den in unzähligen Betriebs- und Ein-
wohnerversammlungen unter Hinzu- I
Ziehung von Vertretern des Handels,
des Verkehrswesens, der Behörden
usw. die Dinge auf unterster Ebene
erörtert.

Auf diese Weise konnten die günstig-
sten Ladenöffnungszeiten festgestellt,
die reibungslose Abwicklung des Be-
rufsverkehrs gesichert und noch andere
Fragen geregelt werden. Ohne Zwei-
fel werden alle Beteiligten diese
Form der Willensfindung und -respek-
tierung nicht als undemokratisch emp-
funden haben. -ert

G

In der letzten Zeit nahmen die Sowjet-
gewerkschaften Kontakte zu den Ge-
werkschaften der Bundesrepublik
Deutschland auf, die einen bedeuten-
den Teil der Arbeiterklasse vereini-
gen. Im vorigen November besuchte
eine Delegation des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes mit dem Sekretär
des Zentralvorstandes Waldemar Reu-
ter an der Spitze die Sowjetunion.
Wir begrüßten die Erklärung Reuters
beim Empfang in Moskau, in der er
sagte, alle Gewerkschaften müßten den
Weltfrieden anstreben. Dieser Stand-
punkt der westdeutschen Gewerk-
schaftsführung entspricht unserer Über-
zeugung nach den vitalen Interessen
aller Völker und bildet eine gute
Grundlage für gemeinsame Aktionen
der Gewerkschaftsverbände der UdSSR
und der Bundesrepublik. In der gegen-
wärtigen internationalen Situation,
da die Kräfte der Reaktion, des Mili-
tarismus und der Aggression wieder
den Kopf erheben, ist es besonders
wichtig.

Während ihres Aufenthaltes in der
Sowjetunion betonte die DGB-Dele-
gation, daß sie den Beschlüssen des
VII. Bundeskongresses, der sich gegen
die Einführung der Notstandsgesetze
aussprach und den Vietnam-Krieg ver-
urteilte, große Bedeutung beimißt.

Als ich mich mit einer sowjetischen
Gewerkschaftsdelegation im Juni die-
ses Jahres zu einem Gegenbesuch in
der Bundesrepublik aufhielt, bekam
ich, wie auch meine Kollegen, oft zu
hören, daß die westdeutschen Werk-
tätigen, ebenso wie alle Völker, auf
den Kampf für den Frieden und gegen
die Wiedergeburt des Militarismus,
Nazismus und Faschismus großen
Wert legen. Die sowjetische Dele-
gation traf sich mit dem Vorsitzenden
und Mitgliedern des DGB-Vorstandes,
hatte Unterredungen mit den Leitern
der DGB-Vorstände und der einzelnen
Industriegewerkschaften in den Län-
dern wie Bayern und Hessen und be-
suchte einige Betriebe. Zweifellos war
das für die gegenseitige Verständi-
gung und die Verstärkung der ersten
Kontakte förderlich.

Wir stellten fest, daß unsere Ansich-
ten über das wichtigste Problem — Ge-
währleistung des Friedens und der
Völkersicherheit in Europa — sich 

decken. Beide Seiten gaben der Über-
zeugung Ausdruck, daß die Gewerk-
schaften bei der Erreichung dieses
Zieles eine wesentliche Rolle spielen
können. Die Leiter des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes nahmen unsere
Einladung an, eine Delegation zum
XIV. Gewerkschaftskongreß der So-
wjetunion zu entsenden.

Während unseres Besuches in der Bun-
desrepublik machten wir uns mit den
Leitern verschiedener Industriegewerk-
schaften bekannt. Sie alle begrüßten
den Ausbau der Freundschaftsverbin-
dungen zwischen den Gewerkschaften
beider Länder. Wir sind unsererseits
überzeugt, daß diese Verbindungen
einen wichtigen Beitrag zur Festigung
des Friedens und der Freundschaft
zwischen den europäischen Ländern
bilden, die Zusammenarbeit zwischen
allen Staaten Europas, den Kampf für
den Triumph der Sache der Arbeiter-
klasse fördern werden.

Der weitere Ausbau der bereits auf-
genommenen Kontakte hängt in be-
trächtlichem Maße von den Gewerk-
schaftszentralen ab. Meinungsverschie-
denheiten über politische, weltanschau-
liche und einige andere Probleme dür-
fen unserer Ansicht nach kein Hinder-
nis für die Zusammenarbeit zwischen
den Gewerkschaften als parteilose
Massenorganisationen sein, die berufs-
tätige Menschen verschiedener Über-
zeugungen vereinigen. Dazu sind aber
guter Wille und Aufrichtigkeit bei den
gemeinsamen Aktionen für den Frie-
den, zur Wahrnehmung der Interessen
der Werktätigen, gegen die Kräfte der
Reaktion und des Militarismus erfor-
derlich.

Wir glauben, daß die Gewerkschaften
der UdSSR und der Bundesrepublik
auch weiterhin den nunmehr betrete-
nen Weg des Ausbaus der Kontakte
gehen werden. Das bestätigt der in
der jüngsten Zeit durchgeführte Dele-
gationsaustausch zwischen den sowje-
tischen Gewerkschaften der Staats-
angestellten und des Post- und Fern-
meldewesens einer- und entsprechen-
den Gewerkschaftsvereinigungen der
Bundesrepublik andererseits. Wir sind



Zum Thema

Querulanten

Nadi langen und schwierigen Verhand-
lungen — sdiwierig nicht zuletzt we-
gen der ständigen Störmanöver der
Bundesregierung — haben sich die
beiden Nuklearmächte, USA und So-
wjet-Union, auf einen Vertragsentwurf
geeinigt, der nunmehr der Genfei
18-Mächte-Abrüstungskonferenz zur
Beratung und Beschlußfassung vor-
liegt. Der Vertragsentwurf enthält eine
Präambel und acht Vertragsartikel,
wobei allerdings der wichtige Ab-
sdinitt über die Kontrollbestimmungen
ausgeklammert worden ist.

Nadi dem Entwurf verpflichten sich
die Kernwaffenmächte, den kernwaf-
fenfreien Staaten keine Atomwaffen
zu liefern und auch in keiner Weise
bei der Entwicklung der Produktion
oder dem Erwerb von Kernwaffen be-
hilflich zu sein. Andererseits verpflich-
ten sich die kernwaffenlosen Staaten,
Atomwaffen weder zu produzieren noch
zu erwerben. Das Recht jedoch auf
ungehinderte Forschung und friedliche
Nutzung der Kernenergie wird als
„unveräußerlich" erklärt.

Der Entwurf legt fest, daß auf Wunsch
von mindestens einem Drittel der Un-
terzeichnerstaaten der Vertrag geän-
dert werden kann, während die Dauer
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bereit, alles Mögliche für die Weiter-
entwicklung dieser Zusammenarbeit zu
tun.

Der Wunsch nach Verbindungen zu
verwandten Gewerkschaften sowie ver-
schiedenen gewerkschaftlichen Bran-
chen- und Gebietsorganisationen der
UdSSR wurde auch von vielen Werk-
tätigen und Gewerkschaftern der Bun-
desrepublik geäußert. Bei den Gesprä-
chen der sowjetischen Delegationen
mit der DGB-Leitung wurden konkrete
Maßnahmen zur Ausdehnung der
Kontakte geprüft.

Die gute Beteiligung an den Friedens-
märschen und Protestkundgebungen
gegen den Krieg in Vietnam beweist,
daß den westdeutschen Werktätigen
der Frieden ebenso teuer wie der gan-
zen internationalen Arbeiterklasse ist.
Es unterliegt keinem Zweifel, daß
durch die gegenwärtigen Kontakte
zwischen den Gewerkschaften der
UdSSR und der Bundesrepublik weit-
reichende Möglichkeiten für den ge-
meinsamen Kampf um eine friedlie-
bende Politik erschlossen werden, wel-
che die Völker von den Schrecken
eines neuen Krieges erlösen würde. 

des Vertrages nicht begrenzt werden
soll. Allen Staaten, ohne Einschrän-
kung, wird das Recht zum Beitritt ein-
geräumt.

Die Bundesregierung hat durch ihren
Regierungssprecher ihre Zustimmung
zu dem Vertrag wieder einmal davon
abhängig gemacht, daß ihre Vor-
behalte bei der jetzt stattfindenden
Beratung berücksichtigt werden. Waren
es vorher die Kontrollbestimmungen,
die der Bundesregierung angeblich den
Beitritt zum Sperrvertrag unmöglich
machten, so schiebt die Bundesregie-
rung jetzt einen neuen Grund vor,
und zwar will sie sich nicht binden
lassen, wenn die Unterzeichnerstaaten
in der Mehrheit Änderungen des Ver-
trages beschließen, die den Auffassun-
gen der Bundesregierung zuwider-
laufen.

Aber das alles sind nicht die wahren
Gründe für die Aktivität der Bundes-
regierung gegen den Abschluß eines
Atomwaffensperrvertrages. Tatsächlich
will sie sich den Weg für die atomare
Bewaffnung der Bundeswehr offen hal-
ten, wobei es nur ein demagogisches
Manöver ist, immer darauf hinzuwei-
sen, daß die Bundesregierung keine
Atomwaffen selbst herstellen wolle,
während sie über einen Verzicht auf
den Erwerb von Atomwaffen bewußt
schweigt.

Verteidigungsminister Schröder hat in
der Bundestagsdebatte um den Atom-
waffensperrvertrag die Katze aus dem
Sack gelassen, als er erneut für die
Bundesregierung eine ausgewogene
konventionell - nukleare Bewaffnung
verlangte. Auch die Forderung nach
Mitverfügungsrechten an Atomwaffen
und dem Aufbau einer sogenannten
europäischen Atommacht unter „an-
gemessener Beteiligung der Bundes-
republik" zeigt, daß die Bundesregie-
rung nicht davon abgeht, in welcher
Weise auch immer, in den Besitz von
Atomwaffen zu kommen. Nicht zuletzt
deutet auch die Attacke Schröders und
der Bundeswehrgenerale gegen den
Verzicht auf Atomwaffenträger auf
diese Absicht hin.

Damit aber stellt sich die Bundes-
regierung mit ihren sozialdemokra-
tischen Ministern in absoluten Gegen-
satz zu den Gewerkschaften. Auf dem
7. DGB-Kongreß haben sich die Ge-
werkschaften ganz klar für den Ver-
zicht auf die atomare Ausrüstung der
Bundeswehr ausgesprochen und von
der Bundesregierung verlangt, alles zu
tun, um der Genfer Abrüstungskon-
ferenz zu einem Erfolg zu verhelfen.

I IG Chemie warnt vor Heraufsetzung

der Altersgrenze

In letzter Zeit, im Zusammenhang mit
der Bonner Haushaltsmisere, kommen
aus der CDU/CSU wiederholt Anre-
gungen, die Altersgrenze in der Ren-
tenversicherung zu erhöhen. Dies in
einer Zeit, in der der DGB und alle
Gewerkschaften entschieden eine Her-
absetzung der Grenze auf 60 Jahre
verlangen, weil dies den Erkenntnis-
sen der modernen Medizin und den
Gegebenheiten des heutige Arbeits-
lebens entsprechen würde.

Die IG Chemie-Papier-Keramik hat
sich jetzt nachdrücklich gegen alle
Pläne zur Heraufsetzung der Alters-
grenze gewandt. Es sei vielmehr so,
daß immer weniger ältere Arbeitneh-
mer die geforderten Leistungen er-
bringen könnten. Eine Heraufsetzung
der Altersgrenze wäre ein gefähr-
liches Spiel mit der Gesundheit. Es
komme vielmehr darauf an, die hohe
Frühinvalidität zu stoppen, und zwar
durch eine weitgespannte Gesundheits-
politik und energische Rehabilitations-
maßnahmen. Das werde sich auch für
die Volkswirtschaft auswirken, weil
dann weniger Renten gezahlt werden
müßten und mehr Steuern einkämen.

Höhere Strompreise durch Freigabe?

Das Bundeswirtschaftsministerium will
ab 1. Januar 1968, zusammen mit der
Einführung der Mehrwertsteuer, die
Strompreise, die bisher gesetzlich fest-
gelegt waren, freigeben. Zwar ver-
sichert die Elektrizitätswirtschaft, daß
daraus keine Preiserhöhungen erwach-
sen würden, aber schon ist von einem
Aufschlag in Höhe von 6 bis 7 Prozent
die Rede, der durch die Mehrwert-
steuer verursacht werde. Nach den
Vorstellungen Minister Schillers soll
ein einheitlicher Grundpreistarif von
10 Pfennig je Kilowatt für Haushalte
eingeführt werden, aber die Grund-
gebühr dürfte es sein, die künftig
preistreiberischen Manipulationen aus-
gesetzt ist.

Welche Hoffnungen die Elektrizitäts-
werke und Stromverteiler sowie die
Industrie in die Strompreisfreigabe
setzen, illustrieren die ständigen
Zweckklagen, wonach angeblich die
Industrie über zu hohe Preise die
Haushaltstarife subventioniert. Ohne
Zweifel besteht nach einer Freigabe
der Strompreise die Gefahr, daß die
Elektrizitätswirtschaft ihre Monopol-
stellung mißbraucht. Der Freiheit des
Anbieters steht hier die Zwangslage
des Verbrauchers gegenüber, den
Strom zu den gebotenen Preisen ab-
nehmen zu müssen. Aus diesem Grun-
de ist elektrischer Strom, ebenso wie
Wohnungen, von so lebenswichtigem
Charakter, daß sein Preis nicht aus
staatlicher Kontrolle herausgenommen
werden darf.
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Metallindustrie versteht nur harte Sprache Sozialdemonfage

Verzögerungstaktik soll den Lohnabbau begünstigen

IG Metall muß sich zum Kampf gegen Willkür rüsten

Bereits zwei Monate dauert der tariflose Zustand in der metallverarbeitenden
Industrie der Bundesrepublik. Die Metallunternehmer haben sich auf die Ver-
zögerungsposition zurückgezogen. Vor März 1968 wollen sie keinerlei Zugeständ-
nisse machen. Bis dahin aber geht der allgemeine und rücksichtslose Abbau
übertariflicher Leistungen in den Betrieben weiter. Das kann und will die
Gewerkschaft, die IG Metall, nicht hinnehmen. Im Monat September sind in
mehreren Tarifbezirken, so in Rheinland-Pfalz, Niedersachsen, im Saarland, in
Hamburg und West-Berlin — neue Verhandlungen zwischen Gewerkschaft und
Arbeitgeberverbänden angesetzt.

Mitte August wurden derartige Ge-
spräche in Hessen — wie zuvor schon
in Baden-Württemberg und anderen
Tarifbereichen — ergebnislos und
ohne neuen Termin vertagt. Die Tarif-
kommission der IG Metall Hessen
hatte eine Heraufsetzung des Tarif-
ecklohnes von 3,49 auf 3,90 DM gefor-
dert, bei voller Anrechenbarkeit auf
den Effektivlohn. Tatsächlich würde
dabei für die Unternehmer keine
Kostenbelastung herauskommen, aber
für die Arbeitnehmer auch keine echte
Lohnerhöhung. Auf die neuen Löhne
sollen nach dem Willen der Gewerk-
schaft im Durchschnitt 15 Prozent Lei-
stungszulage aufgeschlagen werden.
Auf diese Weise will die IG Metall
erreichen, daß der Effektivlohn an-
nähernd tarifvertraglich erfaßt wird.
Schließlich sollen auch die betrieb-
lichen Barleistungen aus Sozialzulagen
und Sonderzahlungen tariflich abge-
sichert werden.

Ähnlich lauten die Forderungen der
IG Metall in den übrigen Tarifbezir-
ken, wobei die unterschiedliche Höhe
der Effektivlöhne und der betrieblichen
Zulagen in den Verhandlungsangebo-
ten der Gewerkschaft berücksichtigt
werden. Auf diesem Wege versucht
die IG Metall ihrer diesjährigen tarif-
politischen Zielsetzung, den sozialen
Besitzstand der Beschäftigten in der
metallverarbeitenden Industrie zu si-
chern, gerecht zu werden. Aber die
Hoffnung, daß die Arbeitgeber hono-
rieren würden, daß ihnen in diesem
Jahre keine Kostensteigerung aus ge-
werkschaftlichen Forderungen erwach-
sen soll, war trügerisch. Es erweist
sich, daß die Ablehnung von Gewerk-
schaftsforderungen nicht aus Kosten-
gründen geschieht und in der Ver-
gangenheit geschah, sondern aus dem
Prinzip heraus, Zugeständnisse an die
Arbeitnehmer nur zu machen, wenn
es sich nicht mehr umgehen läßt.

Um zu verhindern, daß ein regionaler
Unternehmerverband von dieser
Marschrichtung abweicht, ist bislang
bei allen Gesprächen in den Bezirken
eine sogenannte „Kernkommission"
des Gesamtverbandes der metallindu-
striellen Arbeitgeberverbände (Ge-
samtmetall) dabei gewesen. Aus dem-
selben Grunde drängt der Vorsitzende
von Gesamtmetall, van Hüllen, auf
zentrale Gespräche mit der IG Metall»
Gespräche jedoch nicht über die Be-
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endigung des Sozialabbaus in den Be-
trieben und über die Sicherung der
Effektivlöhne, sondern über die von
Gesamtmetall geforderte Verlänge-
rung der Lohn- und Gehaltstarifver-
träge bis März 1968.

Die IG Metall hat diese Absicht von
Gesamtmetall durchkreuzt. Es sei un-
möglich, erklärte Otto Brenner, die
unterschiedlichen Forderungen aus den
verschiedenen Tarifgebieten zentral
zu verhandeln. Die IG Metall lehne
nicht grundsätzlich zentrale Verhand-
lungen ab, aber im konkreten Falle
seien sie unangebracht, da die Be-
zirke unterschiedliche Forderungen
zur tariflichen Absicherung der Effek-
tivverdienste gestellt hätten.

Wenn nun im September die nächste
Verhandlungsrunde in der Metallindu-
strie stattfindet, wird sich die IG Me-
tall eine wirksame Methode einfallen
lassen müssen, die Arbeitgeber zu
Zugeständnissen zu bewegen. Die IG
Metall und die Arbeitnehmer der
Metallindustrie werden sich darüber
klar sein müssen, daß die Zeit des
Stillhaltens und der bloßen Dekla-
mationen für die Unternehmer arbei-
tet. Wenn der Lohnabbau in den Be-
trieben nicht unverzüglich gestoppt
wird, kann es Jahre dauern, bis die
Metallarbeiter wieder ihren alten
Standard erreicht haben.

Die Unzufriedenheit, Empörung und
Abwehrbereitschaft ist in den letzten
Monaten in jenen Branchen und Be-
trieben — nicht nur der Metallver-
arbeitung —, in denen Lohn- und
Sozialabbau praktiziert werden, spür-
bar gewachsen. Es ist heute nicht mehr
so wie in den ersten Monaten der
Krise, in denen unter den Arbeitneh-
mern allgemeine Ratlosigkeit und die
Furcht um den Arbeitsplatz die Bereit-
schaft zur Gegenwehr lähmten. Eine
Reihe von Abwehrstreiks in den Ruhr-
städten, in Hannover, Bremen und
anderen Orten hat diesen Wandel
nachhaltig unterstrichen.

Diese Kämpfe haben die Auffassung
widerlegt, daß man in Krisenzeiten
nicht mit Erfolg kämpfen könne. Die
Arbeitnehmer der Metallindustrie
werden diese Erfahrungen nutzen müs-
sen, wenn nicht durch die Verzöge-
rungstaktik der Arbeitgeber der so-
ziale Standard geopfert werden soll.

K. Kilian

Noch im Mai halte das von dem in-
zwischen zum CDU-Generalsekretär
avancierten Minister Heck geleitete
Bundesfamilienministerium den Plan
unterbreitet, künftig bereits ab erstem
Kind ein Kindergeld in der bescheide-
nen Höhe von 25 DM im Monat zu
zahlen und das Zweitkindergeld von
jetzt 25 DM auf 50 DM, das Kindergeld
für dritte Kinder von jetzt 50 DM auf
75 DM zu erhöhen. Franz Josef Strauß
und sein Ministerium erhoben sofort
Einspruch gegen derartige Pläne, ob-
wohl in vielen Ländern in Ost und
West — auch in der DDR — Kinder-
geld schon ab erstem Kind, und zwar
ohne Einkommensbegrenzung gezahlt
wird.

Nach der völligen Streichung der Aus-
bildungszulage („Pennälergehalt") ab
1. Juli dieses Jahres hat nun die Re-
gierung Kiesinger-Brandt im Rahmen
der mittelfristigen Finanzplanung auch

I eine E nschränkung der Kindergeld-
zah'ung vorgesehen. 1,5 Mrd. DM sol-
len in den vier Jahren 1968 bis 1971

■ eingesparl werden, indem ab 1. Januar
1968 nicht nur die Zahlung des Zweit-
kindergeldes — wie schon bisher —

I davon abhängig gemacht wird, daß das
I Einkommen der Eltern einen beslimm-
I ten Betrag nicht überschreitet, sondern

auch für das Kindergeld an dritte und
weitere Kinder eine E.nkommensgrcnze
festgelegt wird, und zwar von 24 000
DM Jahresenkommen.

Mancher mag eine solche Einkcmmens-
' bzgrenzung für sozial gerechtfertigt

halten. Man müßte dann jedoch die
I Frage stellen, warum das nur für Ar-
i beiter und Angestellte, nicht aber auch
1 für Bundesminister gelten soll, die zu

ihrem Amtsgehalt, das etwa das Drei-
I einhalbfache der für das Drittkinder-

geld vorgesehenen Einkommensgrenze
| beträgt, noch Anspruch auf die beam-

tenrechtlichen Kinderzulagen haben?

Die Bundesrepublik steht mit den Lei-
stungen für d e Familie an letzter Stelle
in der EWG. Die Beschlüsse der Regie-
rung der Großen Koalition stehen im
Gegensatz zu den Forderungen der Ge-
werkschaften nach Verbesserung der
Kindergeldzahlung. So hat der DGB
1963 zur Neuregelung der Kindergeld-
zahlung ein Kindergeld ohne Bedürf-
tigkeitsprüfung schon für das erste
Kind in Höhe von 40 DM, für das
zweite Kind in Höhe von 50 DM
monatlich gefordert. Begründet wurde
diese Forderung vom DGB damit, daß
schon damals der Aufwand für ein
Kind im Monat mit 90 bis 100 DM be-
ziffert wurde. Inzwischen ist dieser
Aufwand nicht unerheblich gestiegen.
Audi der 7. Bundeskongreß des DGB
hat gefordert, die Einkommensbegren-
zung für die Zahlung des Zweitkinder-
ge’.des aufzuheben und ein ausreichen-
des Kindergeld für jedes Kind zu
zahlen. -pp-



Walter Fabian wurde 65

Publizist, Gewerkschafter, Erzieher
und Sozialist — das sind nicht Berufe,
sie sind Berufung eines über die Ge-
werkschaftsbewegung hinaus bekann-
ten Mannes: Prof. Dr. Walter Fabian,
Chefredakteur der „Gewerkschaft-
lichen Monatshefte" des DGB. Am
24. August 1967 wurde Walter Fabian
65 Jahre alt.

Noch immer ein vitaler Streiter, blickt
Prof. Fabian auf ein bewegtes, schaf-
fensreiches Leben im Dienste des ar-
beitenden Menschen zurück. Frieden,
Freiheit, Völkerverständigung und
Sozialismus nennt der DGB in einer
Würdigung des Jubilars die Ideale
Walter Fabians. Schon in seiner Schü-
ler- und Studienzeit schrieb er für die
sozialistische Presse. Von 1925 bis
1928 war er politischer Redakteur an
der „Chemnitzer Volksstimme", spä-
ter wirkte er an der „Sozialistischen
Arbeiterzeitung" in Berlin und Breslau.
Zu Beginn der Nazizeit arbeitete Fa-
bian in der Illegalität für mehrere
ausländische Zeitungen, in denen er
den wahren Charakter des Hitler-
regimes bloßstellte. Durch die Flucht
nach Prag konnte er sich der Verhaf-
tung entziehen; später mußte er nach
Frankreich und schließlich in die
Schweiz emigrieren.

Nach dem Kriege stellte Walter Fabian
seine Schaffenskraft und sein Wissen

sofort wieder dem Neuaufbau der Ge-
werkschaftsbewegung zur Verfügung.
Seit 1957 ist er Chefredakteur der
„Gewerkschaftlichen Monatshefte" des
DGB. Die Johann-Wolfgang-Goethe-
Universität in Frankfurt verlieh ihm
eine Professur der erziehungswissen-
schaftlichen Fakultät. Er war jahre-
lang Vorsitzender der Deutschen Jour-
nalisten-Union in der IG Druck und
Papier und ist Mitglied im Deutschen
Presserat. Für sein politisches Engage-
ment spricht seine aktive Mitarbeit im
Kuratorium „Notstand der Demokra-
tie".

Fabian ist nicht nur ein leidenschaft-
licher Kämpfer für Demokratie und
Recht, wie sein Wirken gegen die Not-
standsgesetzgebung und sein öffent-
liches Votum gegen das KPD-Verbot
verdeutlichen, er wendet sich mit glei-
cher Entschiedenheit gegen Kriegs-
und Völkerhetze. Als noch die Ost-
kontakte der Gewerkschaften ein ge-
heiligtes Tabu waren, wagte er, daran
zu rütteln. Er ist auch in der heutigen
Gesellschaft der Bundesrepublik kein
Leisetreter, was ihm von wenigen,
aber einflußreichen Leuten im DGB
gelegentlich auch übelgenommen wird.
Prof. Dr. Walter Fabian ist, was man
einen aufrechten Demokraten nennt.
Er wird es immer bleiben. -gs-
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IG Druck und Papier will
Ration isl isicrungsschutxverf rag

Die Industriegewerschaft Druck und
Papier strebt die Vereinbarung eines
Vertrages zur Abwendung sozialer
Härten bei Rationalisierungsmaßnah-
men und zur Absicherung der Effektiv-
löhne in der graphischen Industrie an.
Einen entsprechenden Beschluß hat auf
Empfehlung des Erweiterten Vorstan-
des der Gewerkschaft die Tarifkommis-
sion der IG Druck und Papier gefaßt.
Um sachliche Verhandlungen über
diese Forderungen zu ermöglichen, hat
die Gewerkschaft gleichzeitig beschlos-
sen, den Lohntarifvertrag für die ge-
werblichen Arbeitnehmer nicht — wie
möglich — zum 31. August 1967 zu
kündigen.

Der angestreble Vertrag soll künftig
gewährleisten, daß vor Kündigungen
alle Möglichkeiten der Umsetzung und
Weiterbeschäftigung des Betroffenen
im Betrieb geprüft werden und, wenn
dennoch eine niedriger bezahlte Tätig-
keit aufgenommen werden muß oder
nur noch die Entlassung bleibt, fol-
gende Regelungen gelten:

■ Die Kündigungsfristen sind auf drei
bis sechs Monate zu verlängern sowie
Entschädigungen zwischen sechs und
52 Wochenlöhnen zu bezahlen.

B Arbeitnehmern über 55 Jahre, die
schon 20 Jahre im Betrieb tätig sind,
darf weder zur Lohnminderung noch
zur Entlassung gekündigt werden.

In einem Sonderdruck schreibt die Ge-
werkschaft: „Im graphischen Gewerbe
gibt es keine Krise, aber Stagnation.
Die Zahl der geleisteten Arbeitsstun-
den ist zurückgegangen. Die Effektiv-
verdienst sind für viele geringer ge-
worden, denn es wurden Zulagen ge-
strichen und Arbeitszeiten reduziert.
Es besteht ein großes Interesse, die
Reallöhne zu sichern, denn auf ihnen
beruht der Lebensstandard der Beschäf-
tigten und ihrer Familien. Es besteht
ein Interesse, den Besitzstand zu wah-
ren, die Beschäftigung und den Arbeits-
platz zu sichern und dort, wo arbeitende
Menschen im Zuge der Rationalisierung
und der technischen Entwicklung um-
gesetzt oder freigesetzt und sogar ent-
lassen werden müssen, alle Willkür
auszuschalten und menschenwürdige
Ubergangsregelungen mit verlängerten
Kündigungsschutzfristen und Abfin-
dungszahlen zu schaffen."

Es sei endlich erforderlich, betont die
IG Druck und Papier, daß neben den
betriebswirtschaftlichen auch den so-
zialen Gesichtspunkten Rechnung ge-
tragen werde. kr.

In zwölf Monaten

30000 Stahlarbeiter weniger

Die Beschäftigungslage in der eisen-
schaffenden Industrie ist nach Mittei-
lung der Industriegewerkschaft Metall
infolge von Rationalisierung und Auto-
mation und wegen der schlechten Kon-
junkturlage weiter rückläufig. Vom
Juli 1966 bis Juli 1967 habe die Ab-
nahme der in der eisenschaffenden In-
dustrie Beschäftigten rund 30 000 be-
tragen. Darin sei auch eine Verringe-
rung der Angestelltenzahl um 3500
enthalten. Bis Juli 1966 habe die Zahl
der Angestellten in der Eisen- und
Stahlindustrie noch zugenommen. Es
sei damit zu rechnen, daß im Durch-
schnitt der nächsten Jahre die Frei-
setzung von Beschäftigten in der
Stahlindustrie zwischen 15 000 und
20 000 jährlich liege.

Bekleidungsarbeiter Opfer der Krise

Wie anläßlich der Eröffnung der
Herrenmode-Woche in Köln bekannt
wurde, hat die Bekleidungsindustrie
in den Monaten seit dem Konjunktur-
einbruch Ende 1966 über 14 000 Be-
schäftigte entlassen. Das sind 16 Pro-
zent der Gesamtbelegschaft dieser
Branche. Zugleich hatte der Fachver-
band der Bekleidungsindustrie noch
eine weitere Hiobsbotschaft parat: In-
folge niedriger Kapazitätsauslastung
und darum gestiegener Fixkosten je
Stück seien die Preise für Herren- und
Knabenbekleidung (und das gilt auch
für Damenbekleidung) im kommenden
Jahr „kaum" auf dem gegenwärtigen
Niveau zu halten.

Der „kleine Mann“ muß in der kapi-
talistischen Ordnung also gleich zwei-
mal das Unvermögen der privaten
Produktionsmittelbesitzer, für stabile
wirtschaftliche Verhältnisse zu sorgen,
bezahlen: einmal mit dem Verlust des
Arbeitsplatzes und zum anderen mit
sinkendem Einkommen und steigenden
Preisen.

Niedrigster Lohnxuwachs
in der Bundesrepublik

Nach einem Bericht der EWG-Kommis-
sion in Brüssel haben die Industrie-
arbeiter der Bundesrepublik 1966 unter
allen EWG-Ländern den niedrigsten
Anstieg ihrer Netto - Realeinkommen
zu verzeichnen. Während der Zuwachs
in der Bundesrepublik 1 Prozent be-
tragen haben soll, seien es in den
Niederlanden 2, in Italien 3 und in
Luxemburg, Belgien und Frankreich
zwischen 3,5 bis 4 Prozent gewesen.

Dieser minimale Anstieg der Realein-
kommen von 1966 in der Bundesrepu-
blik ist auf die im Herbst einsetzende
Rezession zurückzuführen, die Hun-
derttausenden Arbeitern Einkommens-
minderungen bescherte. Die Bilanz des
Jahres 1967 dürfte für den Industrie-
arbeiter der Bundesrepublik mit einem
A b s i n k e n der Realeinkommen um
mehrere Prozent schließen.
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Für Gleichberechtigung und Frieden

6. Frauenkonferenz der IG Metall steckt die Ziele ab

Gegen Notstandsverfassung und für sozialen Fortschritt

Vom Mutterschutz bis zum Atomwaffensperrvertrag spannte sich der Bogen der
Thematik, die in mehr als 130 Anträgen auf der 6. Frauenkonferenz der Indu-
striegewerkschaft Metall behandelt wurde. Zwei Tage, am 31. August und
1. September 1967, berieten die 214 Delegierten der 213 500 in der IG Metall
organisierten Frauen ihre Anliegen. Die politischen Fragen spielten dabei eine
ebenso wichtige Rolle wie die wirtschaftlichen, sozialen und gesellschaftspoli-
tischen. Die Frauenkonferenz in der Stadthalle zu Braunschweig stand unter dem
Motto: „Mitgestalten — Mitverantworten."

Angenommen wurden Anträge für ein
einheitliches Arbeitsgesetzbuch, für die
Aufhebung längerer Krankheit als
Kündigungsgrund, die Ausdehnung
des gesetzlichen Kündigungsschutzes
für Arbeitnehmer unter 20 Jahre, die
Freistellung berufstätiger Frauen für
die Pflege erkrankter Familienangehö-
riger, für eine qualifizierte Berufsaus-
bildung der Jugendlichen, mehr Aus-
bildungsmöglichkeiten für junge Mäd-
chen, die Schaffung von Tagesheim-
schulen, zusätzlichen Bildungsurlaub,
für rechtzeitige Krebsuntersuchungen,
die Verhinderung von Einkommens-
minderung bei werdenden und stillen-
den Müttern infolge Kurzarbeit und
für die Inkraftsetzung der 1965 be-
schlossenen und wegen der Bonner
Finanzmisere außer Kraft gesetzten
Verbesserungen des Mutterschutz-
gesetzes Die Frauen fordern mehr
Kindergärten, Kinderhorte und Kinder-
tagesstätten, um besser der notwen-
digen Erwerbstätigkeit nachgehen zu
können.

Weiter setzt sich die Frauenkonferenz
dafür ein, daß die geplante Beteiligung
der Rentner an den Beiträgen zur
Krankenversicherung rückgängig ge-
macht wird. Die Löhne in den unteren
Gruppen, bei Akkord-, Takt- und
Fließarbeit sollen aufgebessert wer-
den. Die Beschlüsse verlangen die
tarifliche Absicherung der Effektivver-
dienste, die stärkere Aufnahme von
Frauen in die Tarifkommissionen, eine
Steuerermäßigung bei der Anschaffung
arbeitssparender Haushaltsgeräte und
die Abschaffung der Leichtlohngrup-
pen, um das Unterlaufen des Grund-
satzes von der Lohngleichheit von
Mann und Frau zu unterbinden.

Schließlich verlangt die Frauenkonfe-
renz die Zahlung von Kindergeld in
gleicher Höhe an alle Mütter, die
Verlängerung der Schutzfrist vor der
Entbindung von sechs auf zehn Wo-
chen, das ausnahmslose Verbot von
Akkord- und Fließarbeit werdender
Mütter und die Gewährung eines un-
entgeltlichen Sonderurlaubs bis zu
sechs Monaten im Anschluß an die
Schutzfrist und unter Sicherung des
bisherigen Arbeitsplatzes.

Schärfstens protestierte die Konferenz
.gegen die im Rahmen der mittel-
fristigen Finanzplanung vorgesehenen
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Einsparungen des Bundes auf dem
Gebiet der Sozialpolitik". Die Frauen-
sekretärin im Vorstand der IG Metall,
Gertrud Mahnke, erklärte bezüglich
der Kürzungen in Höhe von 11,5 Mil-
liarden DM bis 1971, an der sozialen
Sicherheit dürfe nicht gerüttelt wer-
den. Die IG Metall schlage deshalb
vor, die Ausgaben im Rüstungsetat
gründlich zu durchforsten. Hier seien
Streichungen möglich, denn auch nach
den neuesten Plänen erscheine der
Wehretat viel zu hoch.

Gertrud Mahnke begrüßte zwar die
Konjunkturprogramme des Bundeswirt-
schaftsministers, was wohl nur als
eine Pflichtübung gegenüber der SPD
zu verstehen ist, andererseits meldete
sie berechtigte Zweifel in bezug auf
die praktischen Maßnahmen zur Kon-
junkturbelebung an. Sie kritisierte,
daß außer den Förderungsmaßnahmen
für die Unternehmerschaft keinerlei
Maßnahmen praktiziert würden, um
den gewichtigsten Teil der Nachfrage
anzukurbeln, nämlich die Ausgaben
der Konsumenten. Sie wiederholte die
gewerkschaftlichen Forderungen nach
Senkung der Lohnsteuer um 10 Pro-
zent, Vorziehung der für 1968 fälligen
Rentenanpassung und Erhöhung der
Unterstützungen für Arbeitslose und
Kurzarbeiter.

Zum Thema „Abrüstung und Frieden
in der Welt" -wurde ein Antrag ver-
abschiedet, der sich für das Verbot
aller Atomwaffen und die kontrollierte
Abrüstung sowie für den sofortigen
Stopp und allmählichen Abbau der
Rüstungsausgaben und die Unterzeich-
nung des Atomwaffensperrvertrages
ausspricht.

Zur Notstandsgesetzgebung stellte die
Konferenz einstimmig fest, daß auch
die neuen Entwürfe der Bundesregie-
rung abzulehnen sind. Sie forderte die
berufstätigen Frauen auf, stärker als
bisher in den örtlichen Kuratorien
„Notstand der Demokratie" mitzu-
wirken.

Die Bemühungen der IG Metall und
des Deutschen Gewerkschaftsbundes,
Kontakte mit Gewerkschaftsorganisa-
tionen in den sozialistischen Ländern
Osteuropas herzustellen und zu ver-
tiefen, wurden in einem weiteren An-
trag begrüßt. Auch die von den Be-
mühungen um Ostkontakte und den 

bisherigen Erfolgen ausgehende Dis-
kussion um die Zweckmäßigkeit der
Aufnahme von Beziehungen zu DDR-
Gewerkschaften fand in einem Antrag
ihren Niederschlag: Der DGB wurde
aufgefordert, den Antikontaktbeschluß
zu überprüfen.

Mit Nachdruck wandte sich der IG-
Metall-Vorsitzende, Otto Brenner, auf
einer Veranstaltung zum Antikriegs-
tag in Braunschweig, die gleichzeitig
den Abschluß der Frauenkonferenz bil-
dete, gegen die amerikanischen Kriegs-
handlungen in Vietnam. Diese Ange-
legenheit gehe nicht allein die USA
an. Es komme darauf an, die wirt-
schaftlichen und sozialen Ursachen der
Krisenherde in Entwicklungsländern
zu begreifen und Lösungsversuche zu
unternehmen. Der Vietnamkrieg der
USA, der im Zeichen des Antikommu-
nismus begonnen worden sei, habe im
Zeitalter der Koexistenz seinen poli-
tischen Sinn verloren.

Besorgt äußerte sich Brenner über den
wachsenden Einfluß der Rüstungsindu-
strie auf die Wirtschaft der Bundes-
republik. Dieser zunehmende Einfluß
verhindere die Lösung vordringlicher
wirtschaftlicher, sozialer und kulturel-
ler Aufgaben. Ohne Drosselung der
Rüstung sei eine Politik der Entspan-
nung und des Ausgleichs unglaubwür-
dig. Die Bundesregierung müsse end-
lich eigene Abrüstungsinitiativen er-
greifen und endgültig auf die atomare
Ausrüstung der Bundeswehr verzich-
ten.

Starken Eindruck machte auf der
Frauenkonferenz der IG Metall das
Referat von Frau Prof. Dr. Helge Pross,
die eine Analyse der gegenwärtigen
Situation der Frauen in der Bundes-
republik gab. Besonders schwer habe
es die berufstätige Frau und Mutter,
die zwischen Haushalt und Beruf häu-
fig zerrieben werde. Die Referentin
forderte eine ganze Reihe von Hilfs-
maßnahmen für die Frau, wie z. B. die
Einführung von Ganztagesschulen und
die Vermehrung der Kindergärten. Ge-
radezu katastrophal seien auch die
Bildungsmöglichkeiten an den Hoch-
schulen. Nur 2,8 Prozent der Studen-
tinnen an den wissenschaftlichen Hoch-
schulen seien Arbeitertöchter. Auch
die Berufsausbildungsmöglichkeiten
ließen sehr zu wünschen übrig. Prof.
Pross machte für derlei Zustände die
jeweiligen Bundesregierungen verant-
wortlich, die sich, wie das auch in dem
Frauenbericht zum Ausdruck komme,
sehr konservativ zeigten.

Der Katalog gewerkschaftlicher Frauen-
arbeit ist umfangreich. Die Aufgaben
sind nicht leicht zu realisieren, zumal
auch unter sozialdemokratischer Regie-
rungsbeteiligung die Bedingungen für
eine fortschrittliche Wirtschafts-, So-
zial- und Gesellschaftspolitik nicht
besser geworden sind. Darum werden
sich die Frauen mehr als bisher in
ihrer Gewerkschaft zusammenschlie-
ßen und gemeinsam mit ihren männ-
lichen Kollegen um Fortschritt und
Frieden kämpfen müssen. Sb.



Zahlenspielerei mit dem Lohn

Wie die Unternehmer „höhere Lohnkosten" errechnen

Rechentricks können Lohnabbau nicht verschleiern

Nach den vorläufigen Daten der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (ins-
besondere nach den Zahlen des Monats Juni 1967) sinken die Lohn-und Gehalts-
summen gegenüber dem Vorjahr rapide ab. Das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW) hat in Schätzungen einen Verlust der Lohn-und Gehalts-
einkommen und damit an vorwiegend konsumorientierter kaufkräftiger Nach-
frage von etwa 2 Prozent für das gesamte Jahr 1967 vorausgesagt. Das würde
gegenüber dem Vorjahr ein Mindereinkommen der Arbeitnehmer von 4,3 Mil-
liarden DM ergeben.

schnittswochenlohn pro Beschäftigten
steigt aber auf 280,00 DM und der
durchschnittliche Stundenlohn auf 7,00
DM an. Die Lohnkosten„steigerung"
pro Beschäftigtenstunde beträgt 7,7
Prozent, obwohl kein Arbeitnehmer
einen Pfennig mehr erhält und die
betriebliche Lohnsumme sich um
10 000 DM verminderte. Das Unter-
nehmen kann also die Löhne durch
Streichung von Zulagen um durch-
schnittlich 0,50 DM pro Stunde und
Beschäftigten kürzen, das sind 20,00
DM pro Woche, und dennoch bleiben
die durchschnittlichen Lohnkosten je
Beschäftigten immer noch die gleichen
wie zuvor in der Konjunktur. Tu.

Diesen alarmierenden Zahlen, die durch
„Sparen aus Angst" und weiter stei-
gende Lebenshaltungskosten eine ver-
stärkte Wirkung haben, ist das Indu-
strieinstitut mit eigener Darstellung
entgegengetreten. Das Industrieinsti-
tut, das nach eigener Aussage be-
kanntlich „die Interessen der Unter-
nehmer propagandistisch vertritt",
stellt fest, daß zwar die gesamte
Lohn- und Gehaltssumme im bisheri-
gen Jahresablauf leicht zurückgegan-
gen ist, doch seien die Löhne und
Gehälter in der Industrie „je Beschäf-
tigten" nach wie vor gestiegen. Ob-
gleich die Arbeitszeit zurückgegangen
sei infolge Abbau der Überstunden
und Kurzarbeit, hat das Institut eine
Steigerung der Lohn- und Gehalts-
summe in den Monaten Januar bis
Mai 1967 gegenüber dem Vorjahr um
2,9 Prozent ausgerechnet.

Nun ist es eine Binsenwahrheit, daß
bei nachlassender Konjunktur die
Leistung pro Arbeiterstunde steigt,
ebenso wie bei kürzerer Arbeitszeit.
Das ist nicht etwa darum so, weil die
Arbeiter vorher „faul" waren und nun,
wie es die Unternehmer gern darzu-
stellen belieben, aus Angst vor Ent-
lassungen mehr und schneller arbei-
ten, der Grund ist vielmehr, daß in
den Zeiten hoher Konjunktur jede
verfügbare Arbeitskraft mobil gemacht
wird. Dadurch wird die Zahl der Be-
schäftigten erhöht, aber keineswegs
immer die Leistung. Je höher der
Grad der Mobilisierung aller verfüg-
baren Arbeitskräfte, um so geringer
ist die Durchschnittsleistung je Be-
schäftigten, analog der Tatsache, daß
die Leistung je durchschnittliche Ar-
beitsstunde um so niedriger wird, je
länger die Arbeitszeit ist.

Die Unternehmer haben sich nun weit-
gehend von den nicht mehr voll oder
vollzeitlich einsatzfähigen Arbeits-
kräften getrennt. Sie haben weiter zu-
nächst auch die ungelernten Arbeits-
kräfte entlassen und ihre besser be-
zahlten Facharbeiter im Betrieb be-
halten. Es ist daher selbstverständlich,
daß die durchschnittliche Vergütung
aller Beschäftigten wie auch je Be-
schäftigungsslunde sich zwangsläufig
erhöht, auch dann, wenn Überstunden-
zuschläge wegfallen und zusätzliche
Sozialleistungen abgebaut wurden.

Genauso selbstverständlich ist es, daß
damit auch die Lohnkosten je Be-
schäftigtenstunde angestiegen sind.

Ein Rechenbeispiel macht das deutlich:
Ein Unternehmen beschäftigt in der
Konjunktur 100 Facharbeiter mit 8,00
DM Lohnkosten pro Stunde sowie 100
Hilfsarbeiter zu 5,00 DM in jeweils
40 Wochenstunden; die höheren Per-
sonalkosten der Betriebsleitung mög-
gen unberücksichtigt bleiben. In die-
sem Falle beträgt die wöchentliche
Lohnsumme für diese Beschäftigten
52 000 DM, der Wochenlohn pro Be-
schäftigten 260,00 DM und die „Lohn-
kosten pro Beschäftigtenstunde" 6,50
DM.

Bei Entlassung von 50 Hilfsarbeitern
vermindert sich die wöchentliche
Lohnsumme auf 42 000 DM, der Durch-

Die Lohngruppenstatistik des Statistischen Bun-
desamtes hat nicht nur die weitverbreitete An-
sicht zerstört, die Arbeitnehmer verdienten durch-
schnittlich mehr als 1000 DM pro Monat, sondern
auch offenbart, daß es unter den Lohn- und
Gehaltsempfängern mit vier und mehr Kindern
noch rund 25 000 gibt, die mit einem Monats-
biuftolohn von unter 200 DM nach Hause kom-
men. Von den 65000 Steuerpflichtigen der Klasso
II mit vier und mehr Kindern haben nur 22,2 v.
H. mit einem Bruttoeinkommen von 1000 DM ein
annähernd ausreichendes Einkommen; in der
Klasso III sind es 26,5 v. H. und in der Klasso IV
knapp 17 v. H. der steuerpflichtigen Lohn- und
Gehaltsempfänger.
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Lohnerfolge in der Glasindustrie

Zwischen 3 und 3,5 Prozent betragen
die Lohn- und Gehaltserhöhungen für
die Beschäftigten in der nordwest-
deutschen Hohlglasindustrie. Zu die-
sem Ergebnis gelangten die IG Che-
mie-Papier-Keramik und der Verein
der Glasindustrie e. V. in ihrem ersten
Gespräch, nachdem die Glasmacher in
einigen Hütten in den Streik getreten
waren. Von den 10 Pfennig Lohn-
erhöhung je Stunde müssen laut Ver-
trag mindestens 5 Pfennig effektiv
werden. Die Lohn- und Gehaltsauf-
besserungen treten am 1. Oktober in
Kraft. Der Tarifvertrag ist erstmals
zum 30. Juni 1968 kündbar.

Gleichzeitig konnte für die Beschäftig-
ten in der nordwestdeutschen Hohl-
glasindustrie ein sogenannter Alters-
Lohnsicherungsvertrag abgeschlossen
werden. Er sieht vor, daß Arbeiter, die
unverschuldet aus gesundheitlichen
Gründen auf einen minderbezahlten
Arbeitsplatz umgesetzt werden müs-
sen, 90 Prozent ihres letzten Verdien-
stes gesichert bekommen. Die Über-
brückung ist vom Betrieb zu zahlen,
allerdings nur an Personen, die bereits
55 Jahre alt und 20 Jahre im Betrieb
sind. Bei der Zuweisung des neuen
Arbeitsplatzes müssen Arbeitnehmer
und Betriebsrat gehört werden.

Auch für die hohlglaserzeugende In-
dustrie Hessens wurde Anfang August
ein neuer Tarifvertrag abgeschlossen.
Er sieht eine Erhöhung der Löhne und
Gehälter um 3 Prozent vor, bei glei-
cher Laufzeit wie im Tarifbereich
Nordwestdeutschland. Auch für die
hessischen Glasarbeiter wurde ein
Alters - Lohnsicherungsvertrag abge-
schlossen.

Auch in anderen Bereichen der Glas-
industrie, insgesamt für 30 000 Be-
schäftigte, konnte die IG Chemie-
Papier-Keramik Lohn- und Gehalts-
aufbesserungen durchsetzen, wobei,
wie im Nordwesten, der Streik oder
die Streikentschlossenheit entschei-
dend nachgeholfen hat. Ki.
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Fliesenleger lehnen Kompromiß ob

Die rund 6000 Fliesenleger in Nord-
rhein-Westfalen, die seit dem 10. Juli
1967 etwa 600 Fliesenlegerbetriebe be-
streiken, haben Ende August einen
zwischen der IG Bau-Steine-Erden und
dem Arbeitgeberverband ausgehandel-
ten Einigungsvorschlag abgelehnt. Dar-
in war den Streikenden empfohlen
worden, eine Kürzung der Akkord-
löhne um 6,7 Prozent hinzunehmen.
Die Arbeitgeber hatten eine Kürzung
zwischen 30 und 50 Prozent im Durch-
schnitt verlangt, in Einzelfällen sogar
von 70 Prozent. Der Kompromißvor-
schlag empfiehlt weiter die sofortige
Aufnahme von Tarifverhandlungen,
die bis zum 29. Februar 1968 abge-
schlossen sein sollen.

Die Fliesenleger haben sich für die
Fortsetzung des Streiks entschieden,
weil sie weder eine drastische noch
eine geringe Kürzung der Akkorde
hinnehmenwollen. Darüber hinaus hat
der Streik bereits deutliche Einbrüche
in die Untemehmerfront gebracht,
also Erfolge, die durch die Annahme
der sogenannten Übergangsregelung
wieder aufs Spiel gesetzt würden. So
haben Ende August allein in Düssel-
dorf und Umgebung 14 Betriebe Fir-
mentarifverträge abgeschlossen, die
auf der Linie der alten Verträge lagen.
In Aachen haben die streikenden Flie-
ßenleger zu einer die Unternehmer
empfindlich treffende Maßnahme ge-
griffen, indem sie eine .Fliesenleger-
GmbH." gründeten und die eingehen-
den Aufträge zu den Bedingungen des
alten Akkordtarifvertrages ausführen.
Das dürfte erheblich dazu beigetragen
haben, die Arbeitgeberfront ins Wan-
ken zu bringen.

Wirtschaftsverbrechen
großen Umfangs

Die durch Wirtschaftsverbrechen er-
kannten Schäden und Verluste belau-
fen sich für 1966 auf 96,5 Millionen
DM, teilte der nordrhein-westfälische
Justizminister Neuberger mit. Die
nicht erkannten Schäden seien vermut-
lich noch weit höher. In einem ande-
ren Jahr, sagte Neuberger, seien allein
über 400 Millionen DM ungedeckte
Schecks ausgestellt worden. Im selben
Jahr hätten die Forderungen aus Kon-
kursen 650 Millionen DM betragen.

Nach den Worten des Justizministers
bereiteten die Wirtschaftsverbrechen
von „Tätern mit dem weißen Kragen"
den Justizorganen immer mehr Sor-
gen. Oftmals würden sie von den un-
geübten und nicht-fachkundigen Staats-
anwälten gar nicht erkannt. Besonders
hoch sei der Betrug durch überhöhte
Spesenabrechnungen und die Ver-
legung des Firmensitzes in sogenannte
Steueroasen, wie z. B. Liechtenstein.
Neuberger räumte ein, daß von den
Gerichten diese „Intelligenzverbrecher"
aus der Wirtschaft im allgemeinen
milder behandelt würden als gewöhn-
liche Kriminelle, wie Diebe, Sittlich-
keitsverbrecher usw.

Die Reichen zahlen weniger Steuern

Die Wirtschaftskrise in der Bundes-
republik hat naturgemäß auch ihre
Auswirkungen auf das Steueraufkom-
men. In der ersten Hälfte dieses Jah-
res gingen die Steuereinnahmen des
Bundes und der Länder gegenüber
der gleichen Zeil im Vorjahr um
546 Millionen DM oder 1,1 Prozent
zurück. Dabei ist es typisch für den
unsozialen Charakter der Steuerpoli-
tik in der Bundesrepublik, daß nur
die Reichen weniger Steuern zahlten,
während die Lohn- und Gehaltsemp-
fänger trotz Entlassungen und Ver-
dienstkürzungen mehr an das Finanz-
amt abführten als im ersten Halbjahr
1966.

So führten die Aktiengesellschaften
und GmbH 441,5 Millionen DM weni-
ger an Körperschaftsteuern ab, was
einen Rückgang von 10,8 Prozent be-
deutet. Und selbst, wenn — obwohl
unberechtigt — die 133,9 Millionen
DM, die die Länder an Vermögens-
steuer mehr einnahmen, voll dem Kon-
zernkapital zugerechnet würden, hät-
ten sie immer noch 300 Millionen DM
weniger bezahlt als vor einem Jahr.
Die Einkommenssteuer der Selbstän-
digen ging um 543,5 Millionen DM
oder 6,4 Prozent zurück.

Demgegenüber aber zahlten die Lohn-
steuerpflichtigen — Arbeiter, Ange-
stellte und Beamte — im ersten Halb-

jahr 1967 321 Millionen DM mehr als
im gleichen Zeitraum des vergangenen
Jahres. Ihre Steuerzahlung stieg also
um 3,9 Prozent. Insgesamt wurden
ihnen rund 8,5 Milliarden DM vom
Lohn abgezogen. Das Aufkommen an
Körperschaftsleuer betrug nur 3,65
Milliarden DM. Dazu kommt aber, daß
die Lohnsleuerpflichtigen noch zusätz-
lich am stärksten durch die Ver-
brauchssteuern belastet werden. Sie
stellen ja die übergroße Mehrheit der
Verbraucher dar.

Gestiegen ist weiter das Aufkommen
aus der Mineralölsteuer sowie aus
der Kraftfahrzeugsteuer. Aus der Mi-
neralölsteuer, die der Bund für sich
vereinnahmt, gingen im ersten Halb-
jahr 1967 4,206 Milliarden DM ein,
das sind rund 471 Millionen DM oder
12,5 Prozent mehr. Die Kraftfahrzeug-
steuer brachte mit 1,593 Milliarden DM
104 Millionen oder 7 Prozent Steige-
rung. Diese Steuer fällt den Ländern
zu.

Ein Nachlassen der Konjunktur schlug
sich im Rückgang des Umsalzsteuer-
aufkommens nieder. Sie lag im ersten
Halbjahr 1967 um 404 Millionen DM
oder 3,6 Prozent niedriger. Aber sie
betrug immer noch 10,643 Milliarden
DM, und das waren 35,8 Prozent der
Gesamtsteuereinnahmen des Bundes.

Rückschlag für Sparförderung
Sparkassen und Bausparkassen haben
im ersten Halbjahr 1967 einen emp-
findlichen Rückgang an Vertrags-
abschlüssen hinnehmen müssen. Wäh-
rend die Bausparkassen im gleichen
Zeitraum des Vorjahres noch rund
320 000 Verträge abschließen konn-
ten, waren es in diesem Halbjahr nur
214 000. Bezogen auf die Anzahl der
Verträge beträgt der Rückgang 34 Pro-
zent, in bezug auf die Vertragssumme
38 Prozent. Die Sparkassen meldeten
bei den Prämiensparverträgen sogar
einen Rückgang von 847 500 in den
ersten sechs Monaten 1966 auf nur
noch 367 100 in diesem Halbjahr. Das
ist eine Abnahme von 57 Prozent,
nachdem vor einem Jahr noch eine
Steigerung von 20 Prozent ausgewie-
sen wurde.

Diese Entwicklung ist vom Gesetz-
geber bewußt herbeigeführt worden.
Als eine der ersten Amtshandlungen
hatte die Regierung der Großen Ko-
alition im Dezember 1966 vom Parla-
ment das prämien- und steuerbegün-
stigte Sparen drastisch erschweren
lassen. Die Sperrfristen für Prämien-
sparverträge wurden von sechs auf
sieben Jahre und für Bausparverträge
von sechs auf sieben bei Inanspruch-
nahme von Bausparprämien und auf
zehn Jahre bei Inanspruchnahme von
Steuervergünstigungen heraufgesetzt.

Auf diese Weise sollte zur Entlastung
des Bundeshaushaltes eine Prämien-
bzw. Sleuerersparnis von mehreren
hundert Millionen DM erzielt werden.
Gleichzeitig wurde ein sogenanntes
Kumulationsverbot ausgesprochen, das
heißt, daß von einem Sparer nur noch
eine Begünstigung in Anspruch ge-
nommen werden kann: entweder beim
Prämiensparen oder beim Bausparen.

Die Geldinstitute führen die empfind-
lichen Rückgänge beim begünstigten
Spargeschäfl einmal auf die genannten
Maßnahmen der Bundesregierung zu-
rück, zum andern aber auf die wirt-
schaftlich und sozial unsichere Lage,
die bei großen Teilen der Bevölkerung
zu geringeren Einkommen geführt hat
bzw. potentielle Sparer bei langfristi-
gen Anlagen zurückhalten läßt.

Die „Sparmaßnahme" der Regierung
hat jedoch die fatale Wirkung, daß sie
einerseits zwar die Bundeskasse auf-
füllen hilft, andererseits aber durdi
das Kurztrelen der Sparer der Wirt-
schaft die für einen Konjunkturauf-
schwung notwendigen Mittel entzieht.
Vor allem aber werden die Millionen
Bausparer hart getroffen, die infolge ge-
ringerer Einzahlungen längere Warte-
zeiten bis zur Zuteilung hinnehmen
müssen. -t
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Heue Wirtschaftspolitik?

Kritische Bemerkung Otto Brenners in der „Zeit“

Ein interessanter Artikel mit kleinen Mängeln

Unter der etwas fragwürdigen Überschrift „Sparen macht uns ärmer" veröffent-
licht die Hamburger Wochenzeitschrift die „ZEIT" einen Artikel von Otto Bren-
ner, der sich kritisch mit der sogenannten neuen Wirtschaftspolitik der Kie-
singer/Brandt-Regierung auseinandersetzt — allerdings unter möglichster Scho-
nung des Wirtschaftsministers Prof. Schiller. Zu Beginn trifft Otto Brenner die
sehr richtige Feststellung, daß die Gewerkschaften von der Wirtschaftspolitik
der Großen Koalition weder eine Änderung der bestehenden Abhängigkeits-
verhältnisse erwarten konnten noch das Recht freier Selbstbestimmung. Im
Gegenteil, die Gewerkschaften hätten allen Anlaß, gegen sozialreaktionäre
Erscheinungen anzukämpfen, wie beispielsweise gegen die Gefahr einer Mili-
tarisierung des gesellschaftlichen Lebens, die sich in der Notstandsgesetzgebung
und in den Polizeiaktionen in der letzten Zeit ausdrückten.

Unzutreffend ist dann aber die Be-
merkung Otto Brenners, daß die Ge-
werkschaften durch die „konzertierte
Aktion", gestützt auf das Gesetz zur
Förderung der Stabilität und des wirt-
schaftlichen Wachstums, in die Lage
versetzt wären, an der Wirtschafts-
politik mitzuwirken. Allerdings macht
Otto Brenner die Einschränkung, daß
dies noch nicht der Forderung des ge-
werkschaftlichen Grundsatzprogramms
nach Entwicklung eines wirtschaft-
lichen Rahmenplanes, an dessen Vor-
bereitung die Gewerkschaften beteiligt
sein müßten, entspricht. Aber auch mit
dieser Einschränkung ist der Auffas-
sung Otto Brenners bezüglich der Mit-
wirkung der Gewerkschaften an der
Wirtschaftspolitik durch die „konzer-
tierte Aktion" nicht zuzustimmen. Die
bisher vccn Wirtschaftsminister Schil-
ler einberufenen Konferenzen haben
sich ausschließlich mit der gewerk-
schaftlichen Lohnpolitik beschäftigt
und dabei die Tendenz deutlich wer-
den lassen, die Gewerkschaften zum
Verzicht auf Lohnforderungen zu be-
wegen. Es ist auch gar nicht zu erwar-
ten, daß die Bundesregierung mehr mit
der „konzertierten Aktion“ beabsich-
tigt, denn ihre Wirtschaftspolitik ist
ausgesprochen auf die Interessenwahr-
nehmung der Unternehmer ausgerich-
tet.

Nun heißt es in dem Artikel, Prof.
Schillers Absicht gehe nicht dahin, den
Spielraum der Tarifvertragsparteien
durch objektive „Betrachtung der Si-
tuation abzuschaffen"; aber anschlie-
ßend schreibt Otto Brenner, daß „eine
gewisse Neigung besteht, den Teil-
nehmern an den Koordinationsgesprä-
chen ein Zahlenkorsett anzulegen, aus
dem sie nicht entweichen können".

Kritisiert wird in dem Aufsatz, daß
sich die Unternehmer in Bonn gegen
eine negative Lohnpolitik ausgespro-
chen haben, • aber sie verstünden
„schlicht und einfach darunter, daß sie
weiter nichts zu tun hätten, als die 

nackten Tariflöhne einzuhalten“. In
den jetzt stattgefundenen Tarifver-
handlungen weisen die Unternehmer
die Forderung der IG Metall zurück,
die Effektivverdienste durch Tarifie-
rung abzusichern, und verlangen die
Freiheit zu Lohn- und Gehaltskürzun-
gen. Otto Brenner schreibt dazu: „Für
Fragen dieser Art ist in den volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen des
Bundeswirtschaftsministeriums gar
keine Rubrik vorgesehen." Er ver-
langt deshalb, daß bei künftigen Ge-
sprächen zur „konzertierten Aktion"
ordnungspolitische Fragen „grundsätz-
licher Art einbezogen werden müßten,
und die vom DGB vorgelegte Kritik
der mittelfristigen Finanzplanung deu-
tet dies bereits an“.

„Allgemein gesagt“, schreibt Otto
Brenner weiter, „gehört zu diesen
Grundsatzfragen erstens die Sicherung
des einzelnen Arbeitnehmers gegen
unverschuldete Einbußen von Einkom-
men und sozialem Status; zweitens die
allseitige Entfaltung des Menschen
durch mehr freie Zeit, gleiche Bil-
dungs- und Aufstiegschancen; und
drittens die Ausdehnung der Demo-
kratie auf die Herrschaftsverhältnisse
im Betrieb durch die Ausweitung der
Mitbestimmung." Wenn es den Ge-
werkschaften gelingen würde, die Bun-
desregierung zu zwingen, sich mit den
Gewerkschaften über diese Fragen
auseinanderzusetzen, dann freilich
könnte man von einer Mitwirkung
der Gewerkschaften an der Wirt-
schaftspolitik sprechen.

Kritisch äußert sich Otto Brenner auch
zu dem Nebeneinander konjunktur-
politischer und mittelfristiger Pro-
gramme, die in der Öffentlichkeit nur
Verwirrung gestiftet hätten. Es sei
notwendig, in der Wirtschaftspolitik
Prioritäten zu setzen und jedes mittel-
fristige Programm bleibe Makulatur,
solange sich die Wirtschaft nicht ein-
deutig auf die Vollbeschäftigung zu
bewege. Als wichtigsten Faktor zur
Ankurbelung der Konjunktur betrach-
tet der Vorsitzende der IG Metall die
Stärkung der Massenkaulkrait und 

nicht steuerliche Abschreibungsmög-
lichkeiten, die bislang kaum zu einer
Investitionstätigkeit der Unternehmer
geführt hätten.

„Etwas anderes war auch nicht zu er-
warten. In Anbetracht der Uberkapa-
zität und der ungewissen Absatzaus-
sichten führen höhere Gewinne nicht
zu wesentlich größeren Investitionen",
folgert Brenner. „Konjunkturpolitische
Hebel hier anzusetzen hat wenig Sinn.
Einer Anregung des Absatzes von Sei-
ten des öffentlichen Bedarfs und des
privaten Verbrauchs ist unter solchen
Bedingungen der Vorzug zu geben.
Wenn die Unternehmer behaupten, sie
könnten die Ertrags- und Beschäfti-
gungslage durch Lohn- und Gehalts-
kürzungen bessern, so täuschen sie
sich in mehrfacher Hinsicht. Durchgrei-
fende Kostensenkungen lassen sich
nur durch eine bessere Beschäftigung
der Anlagen erreichen. Lohn- und Ge-
haltsausfälle tragen aber gerade dazu
bei, daß die Absatzlage sich im gan-
zen noch mehr verschlechtert."

In diesem Zusammenhang erwähnte
Otto Brenner noch einmal die Forde-
rung der IG Metall und des Deutschen
Gewerkschaftsbundes, die Lohnsteuer
befristet um 10 Prozent zu senken und
die für 1968 vorgesehene Renten-
erhöhung vorzuziehen sowie die Un-
terstützung für Arbeitslose und Kurz-
arbeiter und das Schlechtwettergeld zu
erhöhen, um die Kaufkraft anzuheben.

Es heißt an einer Stelle des zweifellos
interessanten Artikels, es sei heute
„nicht die Stunde des Prognostikers,
sondern die des Politikers." Das heißt
aber doch, daß es wenig Sinn hat, sich
allein mit den Techniken des Wirt-
schaftsministers Schiller auseinander-
zusetzen, sondern mit der Gesamtpoli-
tik der Koalitionsregierung. Die Er-
höhung der Rüstungskosten und die
Belastungen der Arbeitnehmer im
Zuge der „mittelfristigen Finanzpla-
nung" muß man in Verbindung mit
denn überholten Alleinvertretungsan-
spruch der Bundesregierung, mit den
Notstandsgesetzen und mit der aggres-
siven Außenpolitik sehen.

Es besteht doch kein Zweifel, daß die
von Minister Schiller forcierte Politik
der Staatsverschuldung zu Lasten aller
Arbeitnehmer geht. Die Wirtschafts-
und Finanzkrise hat ihre Ursache in
dem hohen Staatsverbrauch, und hier
vornehmlich in den Rüstungskosten
sowie dem ungezügelten Gewinnstre-
ben der Unternehmer. Geld zum An-
kurbeln der Konjunktur kann man
nicht schaffen durch steigende Staats-
verschuldung, sondern nur, wenn man
das Geld dort wegnimmt, wo es wirt-
schaftlich unsinnig und politisch ge-
fährlich vergeudet wird: aus dem
Rüstungsetat. Das leider wird in dem
Artikel Otto Brenners nicht gesagt.
Am Rüstungsetat sparen macht uns
nicht ärmer, sondern reicher. H. S.
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DGB macht Gegenvorschläge

Bonner Konjunkfurmaßnahmen stoßen auf Kritik

Gute Alfernativvorschläge, aber auch Fehleinschätzungen

Die anhaltend schlechte wirtschaftliche Lage, die fortwährenden Angriffe der
Unternehmersdiaft auf den sozialen Standard der Arbeitnehmer und die Pläne
der Koalitionsregierung zur mittelfristigen Finanzplanung haben den Deutschen
Gewerkschaftsbund zu neuen Initiativen für die Interessenwahrnehmung seiner
Mitglieder veranlaßt. In einer Stellungnahme des DGB zur Finanzplanung macht
dieser eine Reihe von Gegenvorschlägen. Gleichzeitig brachte der DGB in einer
Auflage von 100 000 Stück ein Flugblatt heraus, in welchem Vorschläge zur
Wiederherstellung der Vollbeschäftigung gemacht werden.

Schon lange haben die Gewerkschaf-
ter, hat die Arbeitnehmerschaft auf
ein klärendes Wort des DGB und sei-
ner Gewerkschaften zu den vielen
regierungsamtlichen Maßnahmen, die
eine Wiederbelebung der Konjunktur
bewirken sollen und die Arbeiter, An-
gestellte und Beamte, Rentner und
Verbraucher materiell schwer belasten,
gewartet. Die nun erfolgten Stellung-
nahmen bieten brauchbare Alternati-
ven zu den Maßnahmen, mit denen
Regierung und Unternehmerschaft die
finanzielle bzw. wirtschaftliche Krise
zu überwinden gedenken. Allerdings
kommt die in den Programmpunkten
enthaltene Klarheit keineswegs auch
in dem übrigen Text zum Ausdruck.

So wird in dem Flugblatt insbesondere
der „Ziel- und Planlosigkeit der Deut-
schen Bundesbank" die Verantwortung
für die gegenwärtige Wirtschaftsmisere
aufgeladen. Nach der in dem Flugblatt
zum Ausdruck gebrachten Auffassung
des DGB führten lediglich die Ver-
haltensweisen Erhards und der Bun-
desbank jene prekäre Situation herbei,
die dann von den Arbeitgebern prompt
für die Beseitigung der Vollbeschäf-
tigung und den Abbau übertariflicher
Zulagen genutzt wurde. „Hinzu kom-
men Probleme, die technischer Fort-
schritt und Rationalisierung aufwer-
fen", stellt der DGB fest.

Es liegt uns fern, diese Faktoren zu
ignorieren oder auch nur zu unter-
schätzen. Aber die Verfasser der DGB-
offiziellen Stellungnahme, die den Ar-
beitnehmern ja erleichtern soll, die
Situation und ihre Ursachen einzu-
schätzen, haben es sich doch zu leicht
gemacht. Sie ignorieren völlig, daß es
sich bei den gegenwärtigen Krisen-
erscheinungen nicht um spezifische
Erhardsche oder Blessingsche Nach-
lässe, sondern um Wesensmerkmale
des Kapitalismus handelt. Diese kapi-
talistischen Wirtschaftskrisen, teils
schwächer, teils heftiger, gab es auch
in früheren Jahrzehnten, als an Erhard
noch niemand dachte, und sie gibt es
gegenwärtig auch in anderen kapita-
listischen Ländern, in denen Erhard
nichts zu sagen hat, wie z. B. in Groß-
britannien, wo eine sozialdemokra-
t'sche Regierung in alleiniger Verant-
wortung die Politik bestimmt.

Ungenügend ist auch eine andere Pas-
sage in der DGB-Erklärung. Es heißt
da: „Die Politik Ludwig Erhards endete
in einer Sackgasse. Nun versucht die
Regierung der Großen Koalition, der
ernsten Lage Herr zu werden. Nicht
zuletzt gewerkschaftliches Drängen hat
ihre Sofortmaßnahmen veranlaßt, mit
denen die Wirtschaft angekurbelt und
die Arbeitsplätze gesichert werden
sollen."

Das klingt so, als sei das, was diese
Regierung bislang an „Spar"- und
„Konjunkturmaßnahmen" inszenierte,
völlig in Ordnung und im Sinne der
Gewerkschaften. Das kann aber wohl
nicht sein. Schließlich sind auch die
Vorschläge zur Sicherung der Arbeits-
plätze und die Alternativen zur mittel-
fristigen Finanzplanung so beschaffen,
daß sie mit dem Konzept von Schiller,
Strauß und dem gesamten Kabinett
kollidieren. Man sollte sich hüten,
dennoch den Eindruck zu erwecken,
als wehe nun ein anderer, besserer
Wind in Bonn und als seien die ver-
antwortlichen Männer der Großen
Koalition gerade dabei, die Dinge zu-
friedenstellend zu lösen. Mit den schon
getroffenen und konzipierten konjunk-
turpolitischen Maßnahmen sind die von
den Gewerkschaften erhobenen Forde-
rungen nicht zu verwirklichen.

Der DGB fordert in seinem Flugblatt
den Einsatz aller konjunktur- und
finanzpolitischen Mittel zur Ankurbe-
lung der Wirtschaft. Dazu zählt er vor
allem eine Senkung der Lohnsteuer
um 10 Prozent sowie sonstige Maß-
nahmen zur Stärkung der Massenkauf-
kraft. Die schon angekündigten Steuer-
erhöhungen sollen bis zum Konjunktur-
aufschwung zurückgestellt werden. Die
Struktur- und Regionalpolitik sei zu
planen und auf die Bedürfnisse der
Gesamtwirtschaft abzustellen. Die Ar-
beitnehmer müßten wirksamer vor den
Auswirkungen von Rationalisierung,
Automation und strukturellen Ver-
änderungen geschützt werden. Dazu
sei auch eine langfristige Personal-
planung und die rechtzeitige Ausarbei-
tung von Sozialplänen für Betrieb,
Unternehmen und Konzern erforder-
lich. Alle diesbezüglichen Entschei-
dungen müßten frühzeitig mit den Be-
triebsräten und Gewerkschaften er-
örtert werden. Neben dem Ausbau des
Kündigungsschutzes für ältere Arbeit-

nehmer und einer Anhebung der Un-
terstützungssätze für Arbeitslosigkeit
und Kurzarbeit sei insbesondere die
Erweiterung der Mitbeslimmungsrechte
in allen Bereichen des Arbeits- und
Wirtschaftslebens notwendig, erklärt
der DGB.

In seiner Stellungnahme zur mittel-
fristigen Finanzplanung macht der
DGB eine Reihe von Alternativvor-
schlägen zu den Regierungsplänen,
die bekanntlich bis 1971 Einsparungen
bzw. Steuererhöhungen von 29,8 Mil-
liarden DM vorsehen, davon 38 Pro-
zent oder 11,3 Milliarden DM im So-
zialwesen. So fordert der Gewerk-
schaftsbund eine Beseitigung derüber-
tragungsmöglichkeit und der Steuer-
begünstigung für stille Reserven bei
der Veräußerung von Wirtschafts-
gütern sowie die Anhebung des Steuer-
satzes für Höchsteinkommen (ab 110000
DM bei Ledigen, ab 220 000 DM bei
Verheirateten) von 53 auf 60 Prozent.
Allein diese beiden Maßnahmen wür-
den dem Bund rund 300 Millionen DM
im Jahr mehr einbringen.

Außerdem fordert der DGB die An-
hebung des Körperschaftssteuersatzes
für ausgeschüttete Gewinne; e:ne Über-
prüfung der unbegrenzt abzugsfähigen
Sonderausgaben; die steuerliche Er-
fassung aller Spekulationsgewinne;
die Aufhebung der Abzugsfähigkeit
von Ausgaben für Bewirtung und Ge-
schenke als Betriebsausgaben, was
dem Bund allein mehrere hundert Mil-
lionen DM Mehreinnahmen ermög-
licht; ferner die Beseitigung der Ab-
zugsfähigkeit der Vermögenssteuer als
Sonderausgaben bei der Einkommens-
steuer.

Der Katalog von Alternativmaßnah-
men ist geeignet, die Bonner Kasse
um mehrere Milliarden DM aufzufül-
len, allerdings zu Lasten der Großver-
diener, der Konzerne. Die Streichun-
gen im Sozialhaushalt würden so rück-
gängig zu machen sein. Nachdrücklich
erwartet der DGB auch, daß der Ver-
teidigungshaushalt stärker auf Einspa-
rungsmöglichkeiten untersucht wird.
Die Absicht der Bundesregierung, die
Rentner ab 1968 in Höhe von 4 Pro-
zent ihrer Bezüge an der Finanzierung
der Renten- und Krankenversicherung
zu beteiligen, wird als „völlig unver-
tretbar" zurückgewiesen.

Es zeigt sich, daß über die Wege zur
Belebung der Wirtschaft zwischen den
Gewerkschaften und der Großen Ko-
alition schroffe Meinungsgegensätze
bestehen. Während die Gewerkschaf-
ten den sozial gerechten Weg Vor-
schlägen, hat sich die Regierung auf
eine Tour festgelegt, die die Wirt-
schaft und die Bundesfinanzen auf
Kosten der arbeitenden Klasse sanie-
ren soll. Es ist die Aufgabe der Ge-
werkschaften und des DGB, für eine
Lösung einzutreten, die den Interessen
der Volksmehrheit gerecht wird. Und
das ist eben nicht der von Bonn ein-
geschlagene Weg. Sb.
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Ein wachsender Berg von Lasten

Regierung sorgt für düstere Perspektive
Die Entwicklung der öffentlichen Finanzen

Mit der Behauptung: „Wir haben uns um soziale Ausgewogenheit und Gerech-
tigkeit aller Maßnahmen bemüht", versucht Bundeskanzler Kiesinger dem Bun-
desbürger die mittelfristige Finanzplanung schmackhaft zu machen. Jedoch sagte
der Kanzler in der sogenannten „Woche der Wahrheit“ alles andere als die
Wahrheit und verschwieg insbesondere die wahren Ursachen des Finanzdilemmas,
aus dem in den kommenden Jahren mit Hilfe der finanzpolitischen Maßnahmen
der Großen Koalition ein Ausweg gesucht werden soll.

Die Ursachen der Finanz- und Wirt-
schaftskrise sind eindeutig die jahre-
langen Überforderungen des Bundes-
haushaltes infolge der wachsenden
direkten und indirekten Kosten einer
rückwärts gerichteten, auf die Fort-
setzung des kalten Krieges, auf Rü-
stung und Notstandsverfassung orien-
tierten Politik, die mit dem Nachlassen
des Wirtschaftswachstums und des
Steuerzuwachses immer weiter in ein
Finanzchaos hineinführt.

Die sich aus dieser Politik ergebende
finanzielle Bilanz ist in der Tat er-
schreckend: 1964 betrug die Gesamt-
verschuldung der öffentlichen Hand
124,970 Milliarden DM, wovon über
33 Milliarden DM auf den Bundeshaus-
halt, 32 Milliarden DM auf Bundes-
bahn, Post und sonstiges, 35 Milliar-
den DM auf die Länder und etwa
25 Milliarden DM auf die Kommunen
entfielen. Das waren pro Kopf der Be-
völkerung über 2200 DM. 1965 war
die Gcsamtverschuldung bereits auf
137,367 Milliarden DM angestiegen;
pro Kopf also auf 2450 DM. 1966 über-
stieg die Gesamtverschuldung 160 Mil-
liarden DM, davon wurde der Bundes-
haushalt mit 41 Milliarden DM betrof-
fen, Länder und Gemeindeverbände
mit 42 Milliarden bzw. 44 Milliarden
DM und Bahn, Post usw. mit 36 Mil-
larden DM. Pro Kopf erreichte die
Verschuldung etwa 2850 DM.

Für die Jahre 1868 bis 1971 bleiben
die ursprünglich geschätzten Einnah-
men hinter den zunächst vorgesehenen
Ausgaben um 65 Milliarden DM zu-
rück. Dieses Defizit zu verringern,
wurden vom Kabinett neue Ausgaben-
kürzungen und Steuererhöhungen be-
schlossen. Die Betrachtung einiger
wichtiger Einzelmaßnahmen zeigt ein-
deutig, welche Aufgaben auch in Zu-
kunft den Vorrang behalten und wer
die Rechnung dafür bezahlen soll.

Etwa die Hälfte der rund 30 Milliarden
DM betragenden Ausgabenreduzierung
in der mittelfristigen Finanzplanung
führt zu Einschränkungen des sozialen
Besitzstandes, vor allem der Arbeiter
und Angestellten sowie der Rentner.
So werden die Zuschüsse zu den Ren-
tenversicherungen um rund 7 Milliar-
den DM verringert, und die Rentner
müssen künftig 4 Prozent ihrer Ren-
ten als Beiträge an die Krankenver-
sicherungen abführen. Dazu werden
die vorgesehenen Steigerungssätze für 

das Altersruhegeld und die Erwerbs-
unfähigkeitsrente der Bergleute herab-
gesetzt. Die bisher übliche Beitrags-
erstattung bei Heirat fällt weg. Die
Erhöhung der Beiträge zur Rentenver-
sicherung der Arbeiter und Angestell-
ten von jetzt 14 Prozent bis auf 17 Pro-
zent im Jahre 1970 wird in den Mate-
rialien zur mittelfristigen Finanzpla-
nung als vollendete Tatsache dar-
gestellt und als der „konjukturellen
Entwicklung angemessen" bezeichnet.
Beschnitten werden ferner die staat-
lichen Zuschüsse zur Mutterschafts-
hilfe um 1,2 Milliarden DM, das Kin-
dergeld um 1,5 Milliarden DM und die
Kriegsopferversorgung um 1,3 Mil-
liarden DM, obwohl in diesen Fällen
die Aufbesserung staatlicher Leistun-
gen versprochen bzw. schon beschlos-
sen war. (Siehe auch NACHRICHTEN
Nr. 8/VII, S.5.)

Auch die Klein- und Mittelbauern ge-
hören zu den von der mittelfristigen
Finanzplanung Betroffenen. So sollen
die Zuschüsse an die Landwirtschaft
um 2,7 Milliarden DM gekürzt und der
Rest auf die, wie es heißt, „wett-
bewerbsfähigen" — und das heißt ja
wohl größten — Betriebe konzentriert
werden. Die Folge wird sein, daß
zahlreiche kleine und mittelbäuerliche
Betriebe, die unter den Aspekten der
Bundesregierung als nicht förderungs-
würdig gelten, unter die Räder der
durch die EWG-Marktordnungen im-
mer schärfer werdenden Konkurrenz
geraten, der sie nicht gewachsen sind.
Nicht minder hart sind die Auswir-
kungen der Einführung der Mehrwert-
steuer ab 1. 1. 1968 und besonders der
neuerlich beschlossenen Erhöhung des
Steuersatzes von 10 auf 11 Prozent ab
1. 7. 1968 einzuschätzen. Die Umsatz-
steuerreform bedeutet, daß einige Mil-
liarden mehr (man schätzt über 8 Mil-
liarden DM) an Umsatzsteuern in den
Staatssäckel fließen werden. Es ist
nicht daran zu zweifeln, daß der Mehr-
ertrag, den die Umsatzsteuer auch in
ihrem neuen Gewand als Mehrwert-
steuer ergeben wird, letztlich vom End-
verbraucher über den Preis aufgebracht
werden muß. In erster Linie sind auch
hier wieder die Arbeitnehmer die Leid-
tragenden. Die Mehrwertsteuer ist ein
noch perfekter funktionierendes In-
strument steuerlicher Ausbeutung, als
es die alte Umsatzsteuer schon war.

Aber trotz Steuererhöhung und Aus-
gabenbeschränkung bleibt immer noch 

eine Deckungslücke von rund 22 Mil-
liarden DM für die nächsten vier Jahre.
Die Art und Weise der beabsichtigten
finanziellen Überbrückung dieses Defi-
zits beschwört die Gefahr einer zu-
nehmenden Inflationierung und der
damit verbundenen weiteren Einschrän-
kung der Massenkaufkraft herauf.
Rund 12 Milliarden DM dieses Defi-
zits sollen nämlich durch die Aufnahme
kurz- und mittelfristiger Kredite ge-
deckt werden, die bereits in weniger
als vier Jahren zurückbezahlt werden
müssen. Für 10 Milliarden DM will
die Bundesregierung die Finanzierung
durch längerfristige Kredite vorneh-
men. Dabei ist aber die tatsächliche
Schuldenlast noch beträchtlich höher,
als sie in dem Finanzplan voraus-
gesetzt wird. Allein 17 Milliarden DM
bis 1971 zurückzuzahlende kurzfristige
Kredite müssen zusätzlich verlängert
werden. Darüber hinaus beruht das
ganze Zahlenwerk der mittelfristigen
Finanzplanung auf der Annahme, daß
die Wirtschaft bis 1971 krisenfest
bleibt und gleichmäßig um durch-
schnittlich 5 bis 5,5 Prozent jährlich
(zu laufenden Preisen) wächst.

Wird dieses Wachstum nicht erreicht,
was auf Grund der gegenwärtigen
wirtschaftlichen Situation angenommen
werden muß, dann bleiben auch die
Steuereinnahmen hinter den Voraus-
schätzungen zurück, die Defizite ver-
größern sich, und noch höhere Schul-
den oder weitere Ausgabenreduzie-
rungen bzw. Steuererhöhungen kom-
men auf die Bevölkerung zu. Sie wer-
den wieder zu Lasten jener Schichten
gehen, die bereits die Auswirkungen
der beschlossenen Maßnahmen zu
spüren bekommen.

Unangetastet bleiben die bisherigen
politischen Prioritäten für den Einsatz
der Haushaltsmittel des Bundes. Das
bezieht sich ganz besonders auf die
Rüstungsausgaben, die Hauptursache
der gegenwärtigen Finanzkrise, die im
Gegensatz zu allen anderslautenden
Erklärungen nicht vermindert, sondern
laufend erhöht werden. Sie sind für
die kommenden Jahre ohne Devisen-
hilfe, zivile Verteidigung und Mittel
aus dem Investitionshaushalt wie folgt
veranschlagt:

für 1967 mit 18,170 Milliarden DM,
für 1968 mit 18,175 Milliarden DM,
für 1969 mit 18,860 Milliarden DM,
für 1970 mit 19,700 Milliarden DM,
für 1971 mit 20,300 Milliarden DM.

Damit steigen die Ausgaben für die
Bundeswehr im Zeitraum der Finanz-
planung um rund 2,2 Milliarden DM.
Ihr Gesamtumfang in diesen vier Jah-
ren beträgt ca. 80 Milliarden DM und
ist um fast 7 Milliarden oder rund
9 Prozent höher als in den vergan-
genen vier Jahren von 1963 bis 1967.
Die Rüstungsausgaben bleiben damit
der größte Ausgabenblock des Bun-
desetats und zeigen, daß die bisher
gescheiterte Außen- und Militärpolitik
nun auch mit Hilfe sozialdemokrati-
scher Minister zu Lasten des Volkes
weitergeführt werden soll. H. S.
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Schweigen um die Mitbestimmung

Gewerkschaften müssen mehr Eigeninitiative entwickeln

Auch mit neun SPD-Ministern geht es nicht weiter

Der Vorsitzende der IG Metall, Otto Brenner, hat vor kurzem in der Gewerk-
schaftszeitung „Metall" festgestellt, daß unter den Gewerkschaftern große Un-
zufriedenheit darüber herrsche, daß von den maßgebenden Politikern in Bonn
die Mitbestimmungsforderung der Gewerkschaften in unserer gesellschaftlichen
Situation zuwenig ernst genommen werde. Otto Brenner fordert, daß die in der
Regierungserklärung Kiesingers im Dezember vergangenen Jahres angekündigte
Kommission zur Überprüfung der bisherigen Erfahrungen mit der Mitbestim-
mung unverzüglich gebildet wird. Noch in dieser Wahlperiode des Bundestages,
schreibt Brenner, ist eine Entscheidung über die Forderungen der Gewerkschaften
in bezug auf die Erweiterung des Mitbestimmungsrechtes notwendig. Es sei an
der Zeit, daß die Mitbestimmung aus einer Sondergesetzgebung für einzelne
Wirtschaftsbereiche zu einer umfassenden Einrichtung in den Großbetrieben
aller Wirtschaftsbereiche ausgeweitet werde.

Diese Forderung ist durchaus berech-
tigt, denn es ist ganz offensichtlich,
daß die Bundesregierung und die Bun-
destagsparteien wenig oder gar kein
Interesse an einer Ausweitung der
Mitbestimmungsrechte der Arbeiter
und Angestellten zeigen, und das
trifft nicht zuletzt auch auf die sozial-
demokratischen Minister und die SPD-
Fraktion zu. Zu übersehen ist aber
auch nicht, daß die Unzufriedenheit in
den Gewerkschaften auch aus der Tat-
sache herrührt, daß es der DGB-Bun-
desvorstand an dem nötigen Elan in
den Mitbestimmungsfragen fehlen läßt
in einer Situation, in der sich immer
deutlicher zeigt, wie dringend die
Demokratisierung der Wirtschaft ge-
worden ist.

Die wachsende Konzentration in der
Wirtschaft und der damit verbundene
politische Machtzuwachs in den Hän-
den von immer weniger Banken- und
Industriemanagern sowie ihre immer
engere Verknüpfung mit dem Staat
und der Staatsbürokratie im Zuge der
technischen Revolution machen eine
gesellschaftliche Lenkung der Wirt-
schaft zu einer Lebensnotwendigkeit
der Demokratie schlechthin. Gesell-
schaftliche Lenkung aber bedeutet Mit-
bestimmung der Arbeiterschaft und
ihrer Gewerkschaften und damit eine
öffentliche Kontrolle der wirtschaft-
lichen Macht.

Der 7. DGB-Kongreß hat die Auffas-
sung der Gewerkschaften klar formu-
liert: „Die gewerkschaftliche Forde-
rung nach einer gleichberechtigten Be-
teiligung der Arbeitnehmer an den
Entscheidungen in allen Bereichen des
gesellschaftlichen Lebens wird getra-
gen von der Überzeugung, daß eine
wahrhaft demokratische Ordnung über-
haupt erst möglich ist, wenn die arbei-
tenden Menschen nicht nur als Staats-
bürger über Parlament, Regierung und
Verwaltung mitbestimmen, sondern
darüber hinaus in der Wirtschaft einen. 
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mitbestimmenden Einfluß haben!" Und
an einer anderen Stelle: „Jede vor-
ausschauende und planmäßige Wirt-
schaftspolitik ist auf die verantwort-
liche Mitarbeit der Gewerkschaften
angewiesen. Dieser Verantwortung
müssen die Möglichkeiten der Mit-
bestimmung entsprechen.“

Tatsache ist, daß unter den Bedingun-
gen der wissenschaftlich - technischen
Revolution die Konzentration in der
Wirtschaft zwangsläufig und notwen-
dig wird. Die Frage für die Gewerk-
schaften ist auch keineswegs, eine zen-
trale Regelung der Wirtschaft wieder
rückgängig zu machen, es kommt viel-
mehr darauf an, mehr Einfluß der Ar-
beitnehmer auf die Lenkung der Wirt-
schaft zu gewinnen und dabei die
wirtschaftliche und politische Macht der
Industrie- und Bankenkonzerne und
Monopole Schritt für Schritt zurückzu-
drängen. Damit gewinnt der Kampf
der Gewerkschaften um die Auswei-
tung der Mitbestimmung eine grund-
legende Bedeutung, nicht nur für die
sozialen Forderungen der Gewerk-
schaften, für die soziale Sicherheit,
sondern darüber hinaus für den Be-
stand der Demokratie überhaupt. Ver-
ständlich, daß die Unternehmer sich
hartnäckig weigern, den Mitbestim-
mungsforderungen der Gewerkschaf-
ten nachzugeben, und bezeichnend, daß
sie sich auf die Unterstützung der
Bundesregierung und der Staatsbüro-
kratie stützen können.

Ohne eine wirksame betriebliche und
überbetriebliche Mitbestimmung der
Arbeiterschaft und ihrer Gewerkschaf-
ten kann es keine echte Demokratie
geben. Das Ziel der Mitbestimmung
ist, den Einfluß der Lohn- und Ge-
haltsempfänger in allen Bereichen des
gesellschaftlichen Lebens auszuweiten,
um damit gleichzeitig eine Verände-
rung in Staat, Wirtschaft und Gesell-
schaft einzuleiten. Mitbestimmung er-
öffnet für die Arbeitnehmer die Mög-
lichkeit, die Resultate von Wirtschaft 

und Technik für das ganze Volk nutz-
bar zu machen und sie der alleinigen
Verwertung durch eine kleine, wirt-
schaftlich mächtige Schicht zu ent-
ziehen. Mehr Mitbestimmung bedeu-
tet eine Stärkung der Arbeitnehmer-
position und damit die Aufwertung
der Rolle der Arbeiterschaft in Wirt-
schaft und Gesellschaft.

Zwar wird die Realisierung der wirt-
schaftlichen Mitbestimmung die zen-
trale Aufgabe der Gewerkschaften
bleiben, aber Mitbestimmung ist trotz-
dem nicht eine interngewerkschaftliche
Ange’.egenheit, sondern betrifft das
Leben aller, deren demokratische
Rechte unter der gegenwärtigen Macht-
struktur systematisch abgebaut wer-
den. Das heißt, daß die Gewerkschaf-
ten die Öffentlichkeit intensiver über
diesen Tatbestand aufklären müssen,
um sich die Unterstützung aller Schich-
ten des Volkes zu sichern.

Die Forderung Otto Brenners an Par-
lament und Regierung, sich endlich
mit den Mitbestimmungsfragen der
Gewerkschaften zu beschäftigen, wird
um so erfolgreicher sein, je entschie-
dener die Gewerkschaften ihre poli-
tische Aufgabe wahrnehmen. Notwen-
digerweise müssen sie, wollen sie die
Interessen der arbeitenden Menschen
materiell vertreten, stärker ihr poli-
tisches Gewicht in die Waagschale
werfen, wobei das konsequente und
einheitliche Auftreten der Gewerk-
schaften im Deutschen Gewerkschafts-
bund die Wirkung verstärken wird.
Die Tatsache, daß die Bundesregierung
keine Anstalten macht, ihren Wider-
stand gegen die Ausweitung der Mit-
bestimmung aufzugeben, obwohl in
ihr neun Sozialdemokraten als Mini-
ster vertreten sind, zeigt deutlich, daß
die SPD die grundlegenden Forderun-
gen der Gewerkschaften nicht mehr
unterstützt. Davon werden die Ge-
werkschafter ausgehen müssen, wenn
sie ihr berechtigtes Anliegen unter
realistischer Kräfteeinschätzung weiter-
verfolgen wollen.

Die Untersuchungskommission zur
Frage der Mitbestimmung ist inzwi-
schen im Bundesarbeitsministerium
vorbereitet worden. Die Frage ist nur
noch, ob eine Sechser- oder Neuner-
Kommission gebildet und Vertreter
der Gewerkschaften und der Unter-
nehmerverbände beteiligt werden sol-
len. Es ist anzunehmen, daß sich diese
Kommission im Herbst konstituieren
wird. Bevor sie jedoch ihre Arbeit ab-
schließen kann, werden wir 1969
schreiben, und damit ist jede „Ge-
fahr", daß dieser Bundestag in der
Mitbeslimmungsfrage noch tätig wer-
den kann, ausgeschlossen. Die Unter-
suchungskommission ist nichts ande-
res als ein Abstellgleis. Dieser Hin-
weis scheint auch im Zusammenhang
mit den Mahnungen Otto Brenners
notwendig. H. S.



Bündnis für den Fortschritt

Zum Verhältnis zwischen Gewerkschaften und Studenten
Situation in der Studentenschaft erfordert Beachtung

Eine der bemerkenswertesten Erscheinungen nach 1945 ist zweifellos die sich in
der Aktion „Rettet die Demokratie" manifestierende Kampfgemeinschaft der
Gewerkschaften mit Professoren und Studenten. Diese Entwicklung zu fördern
und weiter zu vertiefen, sollte für die Gewerkschaften als dringendes Erforder-
nis gelten. Dies besonders in einer Zeit wachsenden Widerstandes gegen den
Abbau demokratischer Rechte durch die Notstandsgesetze und den Angriff der
Bundesregierung auf den sozialen Besitz der Werktätigen. Es scheint aber leider
so, als ließen es die Gewerkschaften an dem notwendigen Verständnis für die
persönlichen Anliegen der Studenten fehlen. Allzu leichtfertig werden die stu-
dentischen Demonstrationen oft genug als Studentenkrawalle abgetan.

Nun ist die Situation bei den Stu-
denten nicht anders als bei der über-
wiegenden Mehrheit der Gesellschaft:
Die Studenten sind weitgehend un-
politisch; aber es ist nicht zu über-
sehen, daß sie zunehmend politisieren
und Anschluß bei den politisch links
stehenden Sludentenverbänden suchen.
Die Gründe hierfür liegen zunächst im
Hochschulbereich selbst. Viele Studen-
ten fragen sich, wieso ihnen in einem
reichen und hochentwickelten Indu-
strieland wie der Bundesrepublik
keine besseren Studienbedingungen
geboten werden. Sie bemerken, daÄ
Bildungs- und Erziehungsanspruch der
Hochschule und Studienwirklichkeit
auseinanderklaffen; daß der „Begriff
der akademischen Freiheit 2um sach-
fremden sozialen Privileg, zum .vor-
nehmsten'Mittel der Gewinnung eines
höheren Sozialprestiges" wird, um mit
der Hodi schuldenkschrift des Sozia-
listischen Deutschen Studentenbundes
(SDS) zu sprechen.

Ihnen bleibt nicht verborgen, daß sich
bei scheinbarer Aufrechterhaltung des
klassischen Bildungsideals eine Funk-
tionalisierung der Universität im
Dienste der Großwirtschaft anbahnt.
Das Versäumnis seiner Bildungsreform
in den Zeiten großen wirtschaftlichen
Wachstums und ausreichender finan-
zieller Reserven sucht der Staat jetzt,
wo sich die Folgen nicht zuletzt der
mangelnden Qualifikationsstruktur be-
merkbar machen, dadurch zu kompen-
sieren, daß er den bestehenden Aus-
bildungseinrichtungen höhere Leistun-
gen abverlangt.

Eine Berliner SDS-Resolution drückt
das so aus: „In der Krise der Univer-
sität wird sichtbar, daß die aufgrund
der sinkenden Wachstumsraten not-
wendig gewordene .kapitalistische
Strukturplanung' nicht davor zurück-
schreckt, bisher relativ autonome Be-
reiche der pluralistischen Phase in den
Bereich staatlicher Reglementierung
einzubeziehen. Diese Universitätskrise
zeigt schon heute, daß die .kapita-
listische Strukturplanung' die Wissen-
schaft als Produktivkraft den Geset-
zen der kapitalistischen Profitmaxi-
mierung entsprechend rationalisieren
muß." Viele Studenten wehren sich 

nun gegen die weitere Anspannung
ihrer Arbeitssituation. Die Ablehnung
der technokratischen Universität ge-
rade durch die studentische Linke wird
verständlich, wenn man sich die Ein-
schränkungen der Bewegungsfreiheit
vor Augen führt, die den Studenten
aus einer selchen „Rationalisierung"
erwachsen.

Mit den Anforderungen wächst aber
auch das kritische Selbstbewußtsein
vieler Studenten. Sie werden sich ihrer
sozialen Abhängigkeit, etwa durch
Stipendien aller Art und studienfrem-
de Werkarbeit, zunehmend bewußt.
Die materielle Abhängigkeit des Stu-
denten, besonders vom Elternhaus,
widerspricht dem Postulat geistiger
Unabhängigkeit. Immer noch wird der
Student an der Seite von Schülern,
Rentnern und Arbeitslosen unter die
unproduktive, versorgungsempfangen-
de Bevölkerungsschicht gerechnet. Um
diesem unwürdigen Zustand abzuhel-
fen, verlangen die fortschrittlichen
Studentenvertreter seit längerem die
Anerkennung der Tätigkeit des Stu-
denten als gesellschaftlich notwendige
und wertvolle Arbeitsleistung durch
eine kostendeckende Arbeitsentschä-
digung, ein sogenanntes Studien-
honorar.

Immer mehr Studenten erkennen, daß
daneben vor allem die autoritär er-
starrte Hochschulverfassung, das aka-
demische Herrschaftssystem, ihrer
Emanzipation als wissenschaftlich Ar-
beitende entgegensteht. Da ist die
Stellung der Institutsdirektoren, die
wie leitende Industrie-Manager über
die ihnen anvertrauten Produktions-
mittel verfügen. Da ist weiter die
beherrschende Position der Ordina-
rien, die Assistenten und Studenten
infolge deren Abhängigkeit in das
Prokrustesbett ihrer Lehrmeinung
zwängen können. Demgegenüber for-
dert der Sozialistische Deutsche Stu-
dentenbund „gleichberechtigte Teilhabe
der Dozenten, Assistenten und Stu-
denten an der Verfügungsgewalt über
die wissenschaftlichen Arbeitsmittel
und an der Entscheidung über alle
Universitätsangelegenheiten“.

Die Kritik an der Universität wird
konsequenterweise zur Kritik an der
Gesellschaft, welche die demokratische
Universität verhindert. Seit 1962 be-
kennt sich auch der Verband Deutscher
Studentenschaften zu einer gesell-
schaftspolitischen Verantwortung, dem
sogenannten politischen Mandat. Auf
der letzten ordentlichen Mitglieder-
versammlung im M<rz dieses Jahres
in Göttingen beschloß der VDS: „Hoch-
schul- und Bildungspolitik kann nicht
isoliert von politischen und gesell-
schaftlichen Entwicklungen gesehen
werden ... Die Studentenschaft ist da-
her über den hochschul- und bildungs-
politischen Bereich hinaus zu verant-
wortlichem politischen Handeln ver-
pflichtet. Grundlage dafür ist das un-
beschränkte Eintreten für die mate-
rielle Verwirklichung der Menschen-
rechte sowie für eine sozial gerechte,
demokratische Gesellschaftsordnung.“

Daß eine politische Ordnung, die ge-
kennzeichnet ist durch prinzipielle
Gemeinsamkeit der großen Parteien,
Große Koalition, Meinungsmonopoli-
sierung, kurz, Formierung der Gesell-
schaft, bei intelligenten jungen Leu-
ten Opposition hervorruft, ist fast
selbstverständlich. Daß dort, wo die-
ser Prozeß am weitesten fortgeschrit-
ten ist, wo Springers Marktanteil
70 Prozent beträgt, in West-Berlin,
die studentische Opposition am deut-
lichsten in Erscheinung tritt, ist nicht
verwunderlich. Der kritische Teil der
Studentenschaft will sich mit den for-
malen Demokratie - Spielregeln der
Bonner Dreieinigkeitspartei nicht ab-
speisen lassen. Er praktizierte Demo-
kratie und nahm seine Grundrechte in
Anspruch. Dabei machten auch weni-
ger Bewußte die Erfahrung, wie schnell
in solchem Falle die demokratische
Maske fällt und das faschistoide Ge-
sicht einer Notstandsordnung zutage
tritt.

Unter der Studentenschaft gewinnt die
Erkenntnis immer mehr an Raum, daß
ohne Einbeziehung der Arbeiterschaft
und ihrer Gewerkschaften die Bildung
einer breiten linksdemokratischen Be-
wegung, die stark genug wäre, gesell-
schaftliche Veränderungen zu erzwin-
gen, nicht möglich ist. Der Hamburger
ASTA-Vorsitzende, Bauer, erklärte
sehr richtig: „Den aktiven Kräften der
Studentenschaft ist auch deutlicher als
bisher bewußt geworden, daß sie zur
Machtlosigkeit verurteilt sind, solange
sie allein auf sich gestellt bleiben.“

Gewerkschaften und Studenten sollten
daraus die entsprechenden Konsequen-
zen ziehen. Beide sind darauf ange-
wiesen, daß, wenn sie ihre Vorstel-
lungen verwirklichen wollen, gesell-
schaftspolitische Alternativen entwik-
kelt werden müssen, die eine demo-
kratische Hochschulreform ebenso ein-
schließt wie die gewerkschaftliche
Forderung nach umfassender Mit-
bestimmung der Arbeitnehmer und
nach der gesellschaftlichen Verfügungs-
gewalt über Konzerne, Großbanken
und Meinungsmonopole. H. J. H. 
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Blick in die Welt
miHira

De Gaulles Trick mit der
„Gewinnbeteiligung”

Die französisdie Regierung hat, ge-
stützt auf wirtschaftliche und soziale
Sondervollmachten (sprich Ermächti-
gungsgesetze), den im allgemeinen
politisch ruhigen Urlaubsmonat August
ausgenutzt, um mit Hilfe zweier De-
krete einen schweren Schlag gegen die
sozialen Errungenschaften zu führen,
die sich die französische Arbeiterschaft
in jahrzehntelangen Auseinanderset-
zungen erkämpfte.

Der erste Angriff erfolgte auf die So-
zialversicherung. Von ihm werden un-
mittelbar mehr als 30 Millionen Fran-
zosen betroffen. Die Beiträge werden
um rund eine Milliarde Francs, das
sind mehr als 800 Millionen DM, her-
aufgesetzt. Die Versicherten müssen
für Arztkosten, Medikamente, Kur-und
Krankenhausaufenthalte und andere
Leistungen der Krankenversicherung
30 Prozent selbst tragen. Bisher waren
es 20 Prozent. Die Summe, die jetzt
von der französischen Arbeiterschaft
zusätzlich aufgebracht werden muß,
wird auf ebenfalls eine Milliarde
Francs geschätzt.

Weiterhin ist beabsichtigt, die Sozial-
versicherung aufzusplittern und an die
Stelle der einheitlichen Sozialversiche-
rung drei Sozialversicherungsträger zu
schaffen: Krankenkasse, Rentenkasse
und Familienkasse. Nicht zuletzt wer-
den an der Verwaltung der Sozialver-
sicherung, die bisher im wesentlichen
bei den Arbeitern und Angestellten
lag, die Unternehmer beteiligt.

Durch diese Maßnahmen der fran-
zösischen Regierung werden nicht nur
die breiten Massen belastet und ihr
sozialer Besitzstand angegriffen, son-
dern wird zugleich auch der Prozeß
der Entdemokratisierung verstärkt
fortgesetzt und die autoritäre Herr-
schaft des Spätkapitalismus gestärkt.
Es ist völlig begreiflich, wenn die
Organisationen der Arbeiterklasse,
vor allem die drei großen Gewerk-
schaftsbünde, dies als einen Rück-
schritt bewerten, der die französische
Arbeiterbewegung um mehr als drei-
ßig Jahre zurückwirft.

Um von diesen sozialen Machenschaf-
ten abzulenken, hat das De-Gaulle-
Regime beschlossen, ab 1. Januar 1969
in allen Betrieben mit mehr als 100
Beschäftigten auf der Basis der Fir-
menergebnisse von 1968 eine soge-
nannte Gewinnbeteiligung einzuführen.
Diese vermeintliche Gewinnbeteiligung
verfolgt dasselbe Ziel wie bei uns
die .Vermögensbildung". In der Ar-
beiterschaft soll die Illusion erweckt
werden, sie würde Miteigentümer an
den Produktionsmitteln.

Bei näherem Hinsehen offenbart sich
jedoch die ganze Fadenscheinigkeit
dieser Gewinnbeteiligung. Die fran-
zösisdie Arbeiterschaft soll nämlich
nicht sdiledithin am Gewinn, sondern
am versteuerten Gewinn betei-
ligt werden. Das sind zwei völlig ver-
schiedene Größen. Vom Gewinn wer-
den zuerst einmal die Zinsen für das
eigene Kapital abgezogen, so daß nur
noch 60 bis 70 Prozent des Ausgangs-
wertes verbleiben. Es ist bekannt, daß
die kapitalistischen Unternehmer je-
derzeit in der Lage sind, den Gewinn
zu manipulieren. Es gibt vielfältige
Möglichkeiten, um den für die Gewinn-
beteiligung der Arbeiterschaft ver-
bleibenden Gewinnrest auf ein Mini-
mum zu drücken oder sogar einen
Verlust auszuweisen. Jedes franzö-
sische Unternehmen hat es in der
Hand, .wie „Die Welt" am 3. 8. fest-
stellte, „durch die Anlage stiller Re-
serven, die Unterbewertung der Vor-
räte und mUnch andere, gesetzlich
durchaus zulässige Bilanztricks den
versteuerten Gewixn so niedrig wie
möglich zu halten." In Verlustbetrie-
ben erhalten die Arbeiter und Ange-
stellten selbstverständlich nichts.

Aber nicht genug damit. Der den Ar-
beitern verbleibende Gewinnrest gilt
als vom Gewinn absetzbare steuer-
politische Last, die im nächsten Jahr
vom Gewinn abgesetzt werden kann.
Auch die Investitionen der Aktionäre,
die den ihnen zufallenden Teil wieder
in den Betrieb stecken, sind ebenfalls
vom Gewinn des nächsten Jahres ab-
ziehbar. Aber nun ist es keineswegs
so, daß die Arbeiter und Angestellten
den ihnen verbleibenden Teil aus-
gezahlt erhalten, sondern das Gesetz
sieht vor, diesen Teil in Form von
Aktien, Obligationen oder Investment-
Zertifikaten für mindestens fünf Jahre
stillzulegen. Diese Zeit können die Un-
ternehmer mit den Mitteln wirtschaf-
ten und selbstverständlich einen Profit
herausholen, der weitaus höher ist als
der Teilbetrag, den sie dann an die
Arbeiterschaft abführen müssen. Die
französischen Arbeiter und Angestell-
ten sind also erstmals 1974 in der Lage,
über die „Gewinnanteile" frei zu ver-
fügen, die sie 1969 festlegen müssen.
Durch die Abschreibungsmöglichkeiten
der reinvestierten Gewinne können
die französischen Kapitalisten im fol-
genden Jahr Einsparungen an den
Ertragssteuem in ihre Tasche stecken,
die fast den Betrag der Gewinnbetei-
ligung der Arbeiterschaft erreichen.
Es handelt sich also hier nicht nur um
ein ganz gewöhnliches Zwangssparen,
sondern zugleich auch noch um ein
profitables Geschäft. Nun könnte man
annehmen, daß es sich bei dieser
Summe um einen so erheblichen Be-
trag handeln würde, bei dem es sich
lohne, etwas auf ihn zu warten. Dem
ist aber keineswegs so. Selbst die Un-
ternehmerpresse spricht nur von Be-
trägen von jährlich 200 Francs (160
DM) bis im günstigsten Falle 800
Francs (650 DM).

Den französischen Gewerkschaften
nahestehende Kreise schätzen, daß die

Gesamtsumme der Gewinnbeteiligung
nicht höher als 1,25 Prozent der Lohn-
summe betragen wird. Ein Arbeiter
mit einem Monatsverdienst von 800
Francs erhält demnach lediglich 120
Francs (rund 100 DM) im Jahr. Ins
Gewicht fallende zusätzliche materielle
Vorteile wird die französische Arbei-
terschaft durch diese Gewinnbeteili-
gung nicht erreichen. Deshalb kann
von einer echten Gewinnbeteilgung
nicht die Rede sein. Bei diesen Beträ-
gen handelt es sich lediglich um Bro-
samen vom reichgedeckten Tisch, mit
denen zudem noch, wie „Le Nouvel
Observateur" schreibt, beabsichtigt
ist, „die Arbeiter zu Miteigentümern
an einem Teil der Profite zu machen,
die die Betriebe dank der Einschrän-
kung der Lohnerhöhung erzielen, das
heißt dank der stillschweigenden
Blockierung der Löhne".

Die Gewinnbeteiligung ä la de Gaulle
kostet die Unternehmer nicht einen
Franc. Dabei ist ausdrücklich vor-
gesehen, daß die „Miteigentümer" in
den Betrieben nichts zu sagen haben.
Mit der Gewinnbetei’igung ist kein
Einfluß auf die Produktionsbedingun-
gen und die Produktionsprozesse ver-
bunden. Die Regierung stellt nach-
drücklich fest, daß die neue Regelung
die Autorität der Unternehmenslei-
tungen nicht im geringsten gefährden
jiürfe. Das Großkapital übt also wie
bisher in den Betrieben die uneinge-
schränkte Macht aus.

So entpuppt sich das ganze Gerede
von einer „revolutionären Gesell-
schaftspolitik*' und einer „Revolution
von oben", wie die bürgerliche Presse
unseres Landes ztf berichten weiß, als
ein Versuch, die Madit des Großkapi-
tals zu erhalten und Zu festigen und
zu einem möglichst niedrigen Preis
möglichst hohe Illusionen /.u erzeu-
gen, die letzlich dann wiederum dazu
führen, noch weitaus höhere Pjofite
zu erzielen. Diese Art Gewinnbeteili-
gung ist eine Farce. J. CI.

Tarifkonflikfin US-Aufomobilinc9usfrie

Am 6. September laufen die Tarifver-
träge für die 632 000 Mitglieder in der
UAW, der Automobilarbeiter-Gewerk-
schaft der USA, ab. In Detroit herrscht
bei den Automobilarbeitern Streik-
stimmung, denn die Forderungen der
Gewerkschaft, die im vergangenen
April auf der Jahreskonferenz be-
schlossen wurden, sind außerordent-
lich weitgehend und für die Gewerk-
schaftsbewegung der USA ganz all-
gemein von großer Bedeutung.

Das Ziel, das sich die Automobilarbei-
ter gestellt haben, ist einmal, für die
rund 100 000 im Zuge der Rationalisie-
rung aus dem Arbeitsprozeß ausge-
schiedenen Mitglieder eine zusätzliche
Pensionszahlung zu erreichen, wenn
die Lebenshaltungskosten in einem
bestimmten Umfange ansteigen. Für
105000 unzufriedene gelernte Arbeiter,
die nicht selten einen niedrigeren
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Vol crfion oder Rüstungsanleihe?

Ideen zu produzieren scheint eine
Marotte des Bundeswirtschaftsmini-
sters Prof. Schiller zu sein. Gewiß hat
niemand etwas gegen Ideen, wenn sie
gut sind. Aber das ist eben die schwa-
che Seile des Wirlschallsministers,
daß er Ideen produziert, die nur gut
sind für die Unternehmer oder gut für
den Staat, aber nicht für die Masse
des Volkes. So ist das mit der „kon-
zertierten Aktion", mit den „Lohnleil- 
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Stundenverdienst haben als ihre Kol-
legen in anderen Industriezweigen,
wurden beträchtliche Lohnerhöhungen
gefordert. Ebenso sollen junge Arbeit-
nehmer neben Lohnerhöhungen län-
gere Pausen erhalten, wenn Sie am
Fließband beschäftigt sind. Diese For-
derung ist für die Automobilarbeiter-
Gewerkschaft darum so wichtig, weil
sie mehr als 300 000 Mitglieder hat,
die jünger als 25 Jahre sind.

Schließlich fordert die Gewerkschaft
für die kanadischen Fabriken der drei
großen Autokonzerne einen Ausgleich
in Höhe der derzeitigen Differenz zwi-
schen den Löhnen der Automobilarbei-
ter in den USA und Kanada, die nach
einer Gewerkschaftsstatistik auf etwa
40 Cent pro Stunde geschätzt wird.
Wenn die Forderungen der Automobil-
arbeiter durchgesetzt werden, wird
sich der Stundenlohn schätzungsweise
um 80 bis 90 Cent erhöhen, wobei sich
ein Stundenlohn von 5,60 Dollar er-
gibt. Der augenblickliche Stunden-
durchschnittslohn in der Automobil-
industrie beträgt im Durchschnitt 4,80
Dollar. Neben diesen Hauptforderun-
gen verlangt die Gewerkschaft mehr
Urlaub, Verkürzung der wöchentlichen
Arbeitszeit, ein Gewianbeteiligungs-
programm und zusätzliches Urlaubs-
geld als Ausgleich für die stärker wer-
dende Beanspruchung der Automobil-
arbeiter in den rationalisierten Auto-
fabriken.

Interessant ist aber zweifellos, daß
Walter Reuther, der Präsident der
Automobilarbeiter-Gewerkschaft, sich
zum Ziel gesetzt hat, das traditionelle
System des Stundenlohnes für die
Automobilarbeiter abzuschaffen und
an deren Stelle die Entlohnung des
Automobilarbeiters in Form eines
festen Gehaltes durchzusetzen. Walter
Reuther hat dazu erklärt, daß diese
Gehaltszahlung für die Produktions-
arbeiter in einem so wichtigen Indu-
striezweig wie der Autoindustrie be-
deutende Auswirkungen haben kann
auf die amerikanische Wirtschaft und
sich das System garantierter Gehälter
bei einem Erfolg der Aulomobilarbeiter-
Gewerkschaft auch in den anderen In-
dustrien der USA durchsetzen werde.
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linien“, mit der „mittelfristigen Finanz-
planung", den „Zielprojektionen" und
ähnlichen Erfindungen.

Nun ist die „Volksobligation“ im Ge-
spräch— ein winziges Wertpapierchen,
das zu 50 oder 100 DM Nennbetrag
ausgegeben werden soll. Andere, die
sich wie Schiller auch Gedanken ma-
chen, wie der Staat noch Geld aus den
Taschen der Arbeiter, Angestellten,
Beamten, kleinen Gewerbetreibenden
usw. ziehen kann, nennen die Sache
verlockend „Schatzbrief". Mit dem Er-
lös aus diesen „Volksobligationen“
will der Staat — und das ist so schön
fürsorglich — sogenannte Gemein-
schaftsaufgaben, wie den Bau von
Schulen, Krankenhäusern, Straßen usw.
finanzieren.

Man bemerke: Obwohl der Steuer-
zahler schon genug berappt, damit
Geld für diese Gemeinschaftsaufgaben
da ist, soll er nun nochmals mit seinen
Spargeldern dafür zahlen. Aber da
ergibt sich eine falsche Optik. Erstens
sind derartige „Volksobligalionen“
genau genommen „Staatsobligatio-
nen“, was natürlich nicht so hübsch
klingt, und zweitens sollte man offen
reden und gleich von Rüstungsanleihen
sprechen. Denn darauf läuft doch die
ganze Obligationsmaschine hinaus.
Weil die für Schulen, Krankenhäuser,
Straßen usw. vorgesehenen Steuer-
gelder in die Rüstungskasse „umver-
teil l“ werden, fehlt für die Gemein-
schaftsaufgaben das Geld. Die Psycho-
logen in Bonn sind natürlich auch nicht
von gestern. Rüstungsanleihen würde
kaum ein Mensch aus dem Volke kau-
fen, aber wenn das gleiche Volks-
obligation oder einfach Schatzbrief
heißt, fließen die Gelder besser — so
glaubt man. Hoffentlich zu Unrecht.

Ch. Wiedemann, Hersleid

Sie wollen Notstandsgesetze
nur „verbessern“

Im August-Heft der NACHRICHTEN
ist ein Artikel mit dem Titel „DGB
einmütig gegen Notstandsverfassung“
abgedruckt. In diesem Artikel sind
einige Formulierungen enthalten, die
mich zum Widerspruch herausiordern.
Es wird dort über die Haltung von
100 SPD-Abgeordneten berichtet, die
Abänderungsanträge zu dem Not-
standsentwurf der Bundesregierung
formulierten. Ist es nicht eine Über-
schätzung dieser Initiative, wenn es
dort heißt: „Die Abänderungsanträge
der 100 Abgeordneten stellen darum,
unter Berücksichtigung dieser Ein-
schränkungen einen ersten Versuch
dar, den Argumenten der außerparla-
mentarischen Opposition Rechnung zu
tragen." Das trifft doch keineswegs zu.

Diese SPD-Abgeordneten lehnen die
Notstandsgesetze nicht ab, sie wollen 

lediglich gewisse Änderungen. Der
DGB lehnt aber, und das wird in Ihrem
Artikel auch besonders hervorgehohen,
die Notstandsgesetze prinzipiell ab,
weil sie im Widerspruch zu den
Grundwertvorslellungen unserer Ver-
fassung stehen.

Ungeachtet der sicherlich subjektiv
guten Absichten eines Teils der SPD-
Abgeordneten wird ihre Haltung ob-
jektiv den gegenwärtigen Erforder-
nissen nicht gerecht.

Wenn die Aktionen des DGB und
aller Notstandsgegner in der SPD-
Fraktion schon Diskussionen auslösten,
so sollten die aktiven Streiter für
Demokratie und gegen Notstand dies
zwar registrieren, aber keineswegs
von ihrer richtigen Haltung abgehen.
Sie sollten dies im Gegenteil als Er-
mutigung betrachten, um den von
ihnen eingeschlagenen Weg konse-
quent zu verfolgen und durch noch
stärkere Aktionen ihren Standpunkt
durchzuselzen. Der Platz der im DGB
organisierten Bundestagsabgeordneten
muß an der Seite dieser Bewegung
sein. Jede andere Haltung schwächt
diese gewollt oder ungewollt.

Willibald Röpcke, Essen-Borbeck

Die in der Leserzuschrift geäußerten
Bedenken in bezug auf die Änderungs-
initiativen sind in dem Artikel „DGB
einmütig gegen Notstandsverfassung“
auch vom Autor vorgetragen worden.
Es ergibt sich also zwischen den Auf-
fassungen des Autors und seines Kri-
tikers kein erkennbarer Widerspruch.

D. Red.

Gute Verbündete

Es gibt noch immer Leute, die ihre
Nase rümpfen, wenn sie von Sluden-
lendemonstrationen hören. Da zeigen
sich die Wirkungen einer verantwor-
tungslosen Berichterstattung im Stile
der „Bildzeitung“. Man kann leider
aber auch manche Gewerkschaftszei-
tungen, ich denke vor allem an die
„Welt der Arbeit“, nicht von dem Vor-
wurf ausnehmen, einen schulmeister-
lichen Ton angeschlagen zu haben.

Kürzlich demonstrierten in West-Ber-
lin Studenten gegen den versuchs-
weise in einigen Kaufhäusern einge-
führten Spät - Ladenschluß am Sonn-
abend. Die Studenten stellten sich da-
mit an die Seile der Verkäufer und
Verkäuferinnen, die mit ihrer Gewerk-
schaft HBV die verlängerte Laden-
öffnungszeit ablehnen.

Vielleicht dürften nunmehr einige Ge-
werkschaftskollegen erkennen, daß sie
in der akademischen Jugend, die eben-
so auch gegen Notstandsgesetze und
Despotenbesuche zu demonstrieren
weiß, ernsthafte Verbündete haben.

Petra Klages, Velbert
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TERMIN

KALENDER

Was will das Stabilitätsgesetz •

Ermächtigungsgesetz für Wirtschaft;-* und FinanxpoJ-^k

■ 30.—31. Oktober
Außerordentlicher Gewerkschafts-
tag der IG Chemie-Papier-Keramik
zu Satzungsfragen in Hannover.

■ Mai 1968
Wahlen zu den Selbstverwaltungs-
organen der Versicherungsträger
(Rentenversicherung, Ersatzkassen,
Berufsgenossenschaften, Betriebs-
krankenkassen).

■ 1.—6. September 1968
Ordentlicher Gewerkschaftskongreß
der IG Bergbau und Energie in
Düsseldorf.

■ 16.—21. September 1968
7. Gewerkschaftstag der Gewerk-
schaft Handel - Banken - Versiche-
rungen in Bremen.

iiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiniiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiin

Jugendmagazin von Format

Es ist ein von vielen sorgsam geheg-
tes Vorurteil, daß „die Jugend“ ober-
flächlich sei, Beatmusik liebe und sich
nicht um Politik kümmere. Nicht zu-
letzt lebt dieses Vorurteil aus der
Tatsache, daß es allzuviel Jugendzeit-
schriften gibt, die es sich zur Aufgabe
gemacht haben, die jungen Menschen
von den politischen Aufgaben abzu-
lenken

Zu diesen Zeitschriften gehört das
Magazin für junge Leute „elan“ nicht.
Im Gegenteil, dieses Magazin hat
alles, was einen jungen Menschen
interessiert: politische Artikel, die den
Vorzug haben, daß sie für junge Men-
schen lesbar sind, Kultur, Moden,
Film, Schallplatten, Auto, alles, wor-
über sich ein junger Mensch gern
orientiert und worüber er gerne
spricht.

„elan“, mit Elan geschrieben, zeigt,
wie man jungen Menschen Politik ver-
ständlich machen kann. Die Zeitschrift
kostet 1 DM im Monat bzw. 10 DM im
Jahr und ist beim Weltkreis-Verlag
GmbH, 6 Frankfurt/Main, Robert-
Mayer-Straße 50, zu beziehen. -r

Zu guter Letzt:

Der Bundeslagsabgeordnete Ludwig
Erhard, als Kanzler vom Volk ver-
schmäht, hat einen neuen Job: Er
„berät“ den amerikanischen Lebens-
mittelkonzern Bauer International Cor-
poration, wie man in der Bundesrepu-
blik das amerikanische Hähnchen-
geschäft fördern kann. Ob die Berater-
tätigkeit von dem vom Steuerzahler
finanzierten 84 000 - DM - Büro Erhards
ausgeübt wird, ist nicht bekannt.

Föderalistischer Aufbau der Bundesrepublik gefährdet

Während um die mittelfristige Finanzplanung, das zweite Konjunkturprogrannn
und um das, was Bonn „neue Ostpolitik" nennt, lebhaft diskutiert wird, ist die
Verabschiedung des sogenannten Stabilitätsgesetzes durch Bundestag und Bun-
desrat fast unter Ausschluß der Öffentlichkeit vor sich gegangen. Dabei ist dieses
Gesetz von einschneidender wirtschafts-und finanzpolitischer Wirkung und nichts
anderes als ein wirtschaftspolitisches Notstandsrecht in der Hand der Bundes-
regierung.

Ziel des Gesetzes soll es sein, eine
durch die Bundesregierung zentral ge-
steuerte einheitliche Wirtschafts- und
Finanzpolitik im Bereich des Bundes,
der Länder und Gemeinden, möglich
zu machen. Die Richtlinien für diese
Politik erläßt dabei die Bundesregie-
rung (§ 2), die zugleich die Rechte der
Länder und Gemeinden in wesent-
lichen Fragen beschneiden und deren
Eigenverantwortung erheblich ein-
schränken kann. Zu diesem Zweck
mußte auch das Grundgesetz geändert
werden.

Nach dem Stabilisierungsgesetz kann
die Bundesregierung, wenn sie das
„gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht"
als gefährdet ansieht, in die Haus-
halte aller staatlichen Körperschaften
einschließlich Bundesbahn, Bundespost,
ERP-Vermögen und Sozialversicherun-
gen, eingreifen. Sie kann weiter
Steuertarife manipulieren und „Orien-
tierungsdaten für ein gleichzeitiges
aufeinander abgestimmtes Verhalten
(konzertierte Aktion) der Gebiets-
körperschaften, Gewerkschaften und
Unternehmerverbände" erlassen (§ 3).

Nach § 15 hat die Bundesregierung mit
Zustimmung des Bundesrates das
Recht, anzuordnen, daß die Länder
und Gemeinden Mittel für eine Kon-
junkturausgleichsrücklage bereitstel-
len, die bei der Bundesbank angesam-
melt werden. Die Mittel dieses Fonds
sollen, wenn die Bundesregierung „be-
gründet" die Notwendigkeit nachwei-
sen kann, für zusätzliche Staatsaus-
gaben verwendet werden. Im Wege
der Rechtsverordnung, und das heißt
ohne Zustimmung des Bundestages,
kann sie künftig die Kreditaufnahmen
aller staatlichen Haushalte beschrän-
ken (§ 20 bis 25), den Unternehmern
steuerliche Vorteile für Investitionen
gewähren, die Einkommens- und Kör-
perschaftsteuer jeweils bis zu 10 Pro-
zent herauf- oder herabsetzen sowie
die Träger der Sozialversicherung ver-
pflichten, einen Teil ihrer Mittel in
Staatspapieren anzulegen.

Zwar heißt es im § 1 über Aufgaben
und Sinn des Stabilisierungsgesetzes:
„Bund und Länder haben bei ihren
Wirtschafts- und finanzpolitischen
Maßnahmen die Erfordernisse des ge-
samtwirtschaftlichen Gleichgewichts zu
beachten. Die Maßnahmen sind so zu
treffen, daß sie im Rahmen der markt-

wirtschaftlichen Ordnung gleichzeitig
zur Stabilität des Preisniveaus, zu
einem hohen Beschäftigungszusland
und außenwirtschaftlichem Gleich-
gewicht bei stetigem und angemesse-
nem Wirtschaftswachstum beitragen."
Tatsächlich aber ist es der Bundes-
regierung mit den im Gesetz vorge-
sehenen Ermächtigungen möglich, die
gesamte Wirtschafts-und Finanzpolitik
ihrer gefährlichen und unsozialen Po-
litik unterzuordnen und die Kosten
der Rüstung sowie der profitorientier-
ten Interventionen in der Wirtschaft
auf die Schullern der Lohn- und Ge-
haltsempfänger abzuwälzen.

Die Aufhebung der Finanzhoheit der
Länder und Gemeinden bedeutet dar-
über hinaus eine erhebliche Einschrän-
kung des im Grundgesetz postulierten
föderalistischen Aufbaus der Bundes-
republik. Das Gesetz ist gleichzeitig
ein Schlag gegen die demokratische
Initiative der Bürger, die allein noch
in den Gemeinden spürbar ist und die
durch die Aufhebung des Budgelrech-
tes in Gefahr gerät, erstickt zu wer-
den.

Die Mitarbeit sozialdemokratischer
Minister, insbesondere des Wirtschafts-
ministers Schiller, hat die Gefahren,
die von diesem Gesetz ausgehen, nicht
gemildert. Die von Professor Schiller
erfundene Politik der „sozialen Sym-
metrie", die zweifellos dazu dienen
sollte, den Gewerkschaften das Sta-
bilisierungsgesetz mit seiner „konzer-
tierten Aktion" schmackhaft zu ma-
chen, ist nichts weiter als eine unver-
bindliche Vertröstung auf eine sehr
unsichere künftige Entwicklung, in der
die Konjunktur wieder einmal besser
laufen soll. -r
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